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(Nr. 2372.) Geſetz über die e und die Zwangsverwaltung. Vom 
24. März 1897. 


Wir Wilhelm, von Gottes Graden Deutscher Kaiſer, Koͤnig 
von Preußen x. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erſolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 


Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung von Grundſtuͤcken im 
Wege der Zwangsvollſtreckung. 


Erſter Titel. 
Allgemeine Vorſchriften. 


. 
Für die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung eines Grundſtücks 
iſt als Vollſtreckungsgericht das Amtsgericht zuſtändig, in deſſen Bezirke das 
Grundſtück belegen iſt. 


§ 2. 

Iſt das Grundſtück in den Bezirken verſchiedener Amtsgerichte belegen oder 
ift es mit Rückſicht auf die Grenzen der Bezirke ungewiß, welches Gericht zu- 
ſtändig ift, fo hat das zunächſt höhere Gericht eines der Amtsgerichte zum Voll: 
ſtreckungsgerichte zu beſtellen; die Vorſchriften des §. 37 der Civilprozeßordnung 
finden entſprechende Anwendung. 
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Ausgegeben zu Berlin den 3. April 1897. 


Die gleiche Anordnung kann getroffen werden, wenn die Zwangsverſteige⸗ 
rung oder die Zwangsverwaltung mehrerer Grundſtücke in demſelben Verfahren 
zuläſſig iſt und die Grundſtücke in den Bezirken verſchiedener Amtsgerichte belegen 
ſind. Von der Anordnung ſoll das zum Vollſtreckungsgerichte beſtellte Gericht 
die übrigen Gerichte in Kenntniß ſetzen. 


g. 3. 


Die Zuſtellungen erfolgen von Amtswegen. 


F. 4. 

Wohnt derjenige, welchem zugeſtellt werden ſoll, weder am Orte noch im 
Bezirke des Vollſtreckungsgerichts, ſo kann die Zuſtellung durch Aufgabe zur Poſt 
erfolgen, ſolange nicht die Beſtellung eines daſelbſt wohnhaften Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten oder Zuſtellungs bevollmächtigten dem Gericht angezeigt ift. Die Poft- 
ſendung muß mit der Bezeichnung „Einſchreiben“ verſehen werden. 


§. 5. 
Die Beſtellung eines Zuſtellungsbevollmächtigten bei dem Grundbuchamte 
gilt auch für das Verfahren des Vollſtreckungsgerichts, ſofern ſie dieſem bekannt 
geworden iſt. 


N. 

Sit der Wohnort desjenigen, welchem zugeſtellt werden fol, dem Boll- 
ſtreckungsgerichte nicht bekannt, ſo hat das Gericht einen Zuſtellungsvertreter zu 
beſtellen. 

Das Gleiche gilt, wenn im Falle der Zuſtellung durch Aufgabe zur Poſt 
die Poſtſendung als unbeſtellbar zurückkommt. Die zurückgekommene Sendung 
ſoll dem Zuſtellungsvertreter ausgehändigt werden. 

Statt der Beſtellung eines Vertreters genügt es, wenn die Zuſtellung für 
nicht prozeßfähige Perſonen an die Vormundſchaftsbehörde, für juriſtiſche Perſonen 
oder für Vereine, die als ſolche klagen und verklagt werden können, an die Auf 
ſichtsbehörde angeordnet wird. 

; §. 7. 

An den Zuſtellungsvertreter erfolgen die Zuſtellungen, ſolange derjenige, 
welchem zugeſtellt werden ſoll, nicht ermittelt iſt. 

Der Zuſtellungsvertreter iſt zur Ermittelung und Benachrichtigung des Ver⸗ 
tretenen verpflichtet. Er kann von dieſem eine Vergütung für ſeine Thätigkeit 
und Erſatz ſeiner Auslagen fordern. Ueber die Vergütung und die Erſtattung 
der Auslagen entſcheidet das Vollſtreckungsgericht. 

Für die Erſtattung der Auslagen haftet der Gläubiger, ſoweit der Zu⸗ 
ſtellungsvertreter von dem Vertretenen Erſatz nicht zu erlangen vermag; die dem 
Gläubiger zur Laſt fallenden Auslagen gehören zu den Koſten der die Befriedi⸗ 
gung aus dem Grundſtücke bezweckenden Rechtsverfolgung. 


§. 8. 
Die Vorſchriften der 69.4 bis 7 finden auf die an den Schuldner zu 
bewirkende Zuſtellung des Beſchluſſes, durch welchen die Zwangsvollſtreckung an- 
geordnet oder der Beitritt eines Gläubigers zugelaſſen wird, keine Anwendung. 


§. 9. 
In dem Verfahren gelten als Betheiligte, außer dem Gläubiger und dem 
Schuldner: 

1. diejenigen, für welche zur Zeit der Eintragung des Vollſtreckungsver⸗ 
merkes ein Recht im Grundbuch eingetragen oder durch Eintragung 
geſichert ift; 

2. diejenigen, welche ein der Zwangsvollſtreckung entgegenſtehendes Recht, 
ein Recht an dem Grundſtück oder an einem das Grundſtück belaſtenden 
Rechte, einen Anſpruch mit dem Rechte auf Befriedigung aus dem 
Grundſtück oder ein Mieth⸗ oder Pachtrecht, auf Grund deſſen ihnen 
das Grundſtück überlaſſen iſt, bei dem Vollſtreckungsgericht anmelden 
und auf Verlangen des Gerichts oder eines Betheiligten glaubhaft 
machen. 

§. 10. 
Ein Recht auf Befriedigung aus dem Grundſtücke gewähren nach folgender 
Rangordnung, bei gleichem Range nach dem Verhältniß ihrer Beträge: 

1. der Anſpruch eines die Zwangsverwaltung betreibenden Gläubigers auf 
Erſatz ſeiner Ausgaben zur Erhaltung oder nöthigen Verbeſſerung des 
Grundſtücks, im Falle der Zwangsverſteigerung jedoch nur, wenn die 
Verwaltung bis zum Zuſchlage fortdauert und die Ausgaben nicht aus 
den Nutzungen des Grundſtücks erſtattet werden können 

2. bei einem land» oder forſtwirthſchaftlichen Grundſtücke die Anſprüche der 
zur Bewirthſchaftung des Grundſtücks oder zum Betrieb eines mit dem 
Grundſtücke verbundenen land⸗ oder forſtwirthſchaftlichen Nebengewerbes 
angenommenen, in einem Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältniſſe ſtehenden 
Perſonen, insbeſondere des Geſindes, der Wirthſchafts⸗ und Forſt⸗ 
beamten, auf Lohn, Koſtgeld und andere Bezüge wegen der laufenden 
und der aus dem letzten Jahre rückſtändigen Beträge; 

3. die Anſprüche auf Entrichtung der öffentlichen Laſten des Grundſtücks 
wegen der laufenden und der aus den letzten zwei Jahren rückſtändigen 
Beträge 

4. die Anſprüche aus Rechten an dem Grundſtücke, ſoweit ſie nicht in 
Folge der Beſchlagnahme dem Gläubiger gegenüber unwirkſam ſind, 
die Anſprüche auf wiederkehrende Leiſtungen jedoch, mit Einſchluß der⸗ 
jenigen, welche als Zuſchlag zu den Zinſen behufs allmählicher Kapitals⸗ 
tilgung zu entrichten ſind, nur wegen der laufenden und der aus den 
letzten zwei Jahren rückſtändigen Beträge; 
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5. der Anſpruch des Gläubigers, ſoweit er nicht in einer der vorher⸗ 
gehenden Klaſſen zu befriedigen ift; 
6. die Anſprüche der vierten Klaſſe, ſoweit ſie in Folge der Beſchlagnahme 
dem Gläubiger gegenüber unwirkſam find; 
7. die Anſprüche der dritten Klaſſe wegen der älteren Rückſtände, 
8. die Anſprüche der vierten Klaſſe wegen der älteren Rückſtände. 
Das Recht auf Befriedigung aus dem Grundſtücke beſteht auch für die 
Koſten der Kündigung und der die Befriedigung aus dem Grundſtücke bezweckenden 
Rechtsverfolgung. 


§. 11. 

Sind Anſprüche aus verſchiedenen Rechten nach §. 10 Nr. 4, 6 oder 8 
in derſelben Klaſſe zu befriedigen, ſo iſt für ſie das Rangverhältniß maßgebend, 
welches unter den Rechten beſteht. 

In der fünften Klaſſe geht unter mehreren Anſprüchen derjenige vor, für 
welchen die Beſchlagnahme früher erfolgt iſt. 


12. 

Die Anſprüche aus einem und demſelben Rechte haben unter einander 
folgende Rangordnung: 

1. die Anſprüche auf Erſatz der im $. 10 Abſ. 2 bezeichneten Koſten, 

2. die Anſprüche auf wiederkehrende Leiſtungen und andere Nebenleiſtungen; 

3. der Hauptanſpruch. 

$. 13. 

Die laufenden Beträge wiederkehrender Leiſtungen nehmen ihren Anfang 
von dem letzten Fälligkeitstermine vor der Beſchlagnahme des Grundſtücks, die 
Rückſtände werden von demſelben Zeitpunkte zurückgerechnet. 

Fehlt es innerhalb der letzten zwei Jahre an einem Fälligkeitstermine, fo 
entſcheidet die Zeit der Beſchlagnahme. 

Liegen mehrere Beſchlagnahmen vor, ſo iſt die erſte maßgebend. Bei der 
Zwangsverſteigerung gilt, wenn bis zur Beſchlagnahme eine Zwangsverwaltung 
fortgedauert hat, die für dieſe bewirkte Beſchlagnahme als die erſte. 


$. 14. 
Anſprüche von unbeſtimmtem Betrage gelten als aufſchiebend bedingt durch 
die Feſtſtellung des Betrags. 


Zweiter Titel. 
Zwangsverſteigerung. 
I. Anordnung der Verſteigerung. 


$. 15. 
Die Zwangsverſteigerung eines Grundſtücks wird von dem Vollſtreckungs⸗ 
gericht auf Antrag angeordnet. 
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$. 16. 

Der Antrag foll das Grundſtück, den Eigenthümer, den Anſpruch und 
den vollſtreckbaren Titel bezeichnen. 

Die für den Beginn der Zwangsvollſtreckung erforderlichen Urkunden ſind 
dem Antrage beizufügen. 

$. 17. 

Die Zwangsverſteigerung darf nur angeordnet werden, wenn der Schuldner 
als Eigenthümer des Grundſtücks eingetragen oder wenn er Erbe des eingetragenen 
Eigenthümers iſt. 

Die Eintragung iſt durch ein Zeugniß des Grundbuchamts nachzuweiſen. 
Iſt das Vollſtreckungsgericht zugleich das Grundbuchamt, ſo genügt ſtatt des 
Zeugniſſes die Bezugnahme auf das Grundbuch. 

Die Erbfolge iſt durch Urkunden glaubhaft zu machen, ſofern ſie nicht bei 
dem Gericht offenkundig iſt. 

F. 18. 

Die Zwangsverſteigerung mehrerer Grundſtücke kann in demſelben Verfahren 
erfolgen, wenn ſie entweder wegen einer Forderung gegen denſelben Schuldner 
oder wegen eines an jedem der Grundſtücke beſtehenden Rechtes betrieben wird. 


§. 19. 

Ordnet das Gericht die Zwangsverſteigerung an, fo hat es zugleich das 
Grundbuchamt um Eintragung dieſer Anordnung in das Grundbuch zu erſuchen. 

Das Grundbuchamt hat nach der Eintragung des Verſteigerungsvermerkes 
dem Gericht eine beglaubigte Abſchrift des Grundbuchblatts und der Urkunden, 
auf welche im Grundbuche Bezug genommen wird, zu ertheilen, die bei ihm 
beſtellten Zuſtellungs bevollmächtigten zu bezeichnen und Nachricht zu geben, was 
ihm über Wohnort und Wohnung der eingetragenen Betheiligten und deren 
Vertreter bekannt iſt. Statt der Ertheilung einer beglaubigten Abſchrift der 
Urkunden genügt die Beifügung der Grundakten oder der Urkunden. 


§. 20. 
Der Beſchluß, durch welchen die Zwangsverſteigerung angeordnet wird, 
gilt zu Gunſten des Gläubigers als Beſchlagnahme des Grundſtücks. 
Die Beſchlagnahme umfaßt auch diejenigen Gegenſtände, auf welche ſich 
bei einem Grundſtücke die Hypothek erſtreckt. 


$. 21. 

Die Beſchlagnahme umfaßt land» und forſtwirthſchaftliche Erzeugniſſe des 
Grundſtücks ſowie die Forderung aus einer Verſicherung ſolcher Erzeugniſſe nur, 
ſoweit die Erzeugniſſe noch mit dem Boden verbunden oder ſoweit ſie Zubehör 
des Grundſtücks ſind. 
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Die Beſchlagnahme umfaßt nicht die Mieth⸗ und Pachtzinsforderungen 
ſowie die Anſprüche aus einem mit dem Eigenthum an dem Grundſtücke ver⸗ 
bundenen Rechte auf wiederkehrende Leiſtungen. 

Das Recht eines Pächters auf den Fruchtgenuß wird von der Beſchlag⸗ 
nahme nicht berührt. 

§. 22. 

Die Beſchlagnahme des Grundſtücks wird mit dem Zeitpunkte wirkſam, in 
welchem der Beſchluß, durch den die Zwangsverſteigerung angeordnet iſt, dem 
Schuldner zugeſtellt wird. Sie wird auch wirkſam mit dem Zeitpunkt, in welchem 
das Erſuchen um Eintragung des Verſteigerungsvermerkes dem Grundbuchamte 
zugeht, ſofern auf das Erſuchen die Eintragung demnächſt erfolgt. 

Erſtreckt ſich die Beſchlagnahme auf eine Forderung, ſo hat das Gericht 
auf Antrag des Gläubigers dem Drittſchuldner zu verbieten, an den Schuldner 
zu zahlen. Die Beſchlagnahme wird dem Drittſchuldner gegenüber erſt mit dem 
Zeitpunkte wirkſam, in welchem ſie ihm bekannt oder das Zahlungsverbot ihm 
zugeſtellt wird. Die Vorſchriften des $. 744 der Civilprozeßordnung finden 
entſprechende Anwendung. 

$. 23. 

Die Beſchlagnahme hat die Wirkung eines Veräußerungsverbots. Der 
Schuldner kann jedoch, wenn ſich die Beſchlagnahme auf bewegliche Sachen 
erſtreckt, über einzelne Stücke innerhalb der Grenzen einer ordnungsmäßigen 
Wirthſchaft auch dem Gläubiger gegenüber wirkſam verfügen. 

Kommt es bei einer gegen die Beſchlagnahme verſtoßenden Verfügung nach 
§. 135 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs darauf an, ob derjenige, zu deſſen 
Gunſten verfügt wurde, die Beſchlagnahme kannte, fo ſteht die Kenntniß des 
Verſteigerungsantrags einer Kenntniß der Beſchlagnahme gleich. Die Beſchlag⸗ 
nahme gilt auch in Anſehung der mithaftenden beweglichen Sachen als bekannt, 
ſobald der Verſteigerungsvermerk eingetragen iſt. 


$. 24. 


Die Verwaltung und Benutzung des Grundſtücks verbleibt dem Schuldner 
nur innerhalb der Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirthſchaft. 


§. 25, 

Iſt zu beſorgen, daß durch das Verhalten des Schuldners die ordnungs⸗ 
mäßige Wirthſchaft gefährdet wird, ſo hat das Vollſtreckungsgericht auf Antrag 
des Gläubigers die zur Abwendung der Gefährdung erforderlichen Maßregeln 
anzuordnen. Das Gericht kann die Maßregeln aufheben, wenn der zu deren 
Fortſetzung erforderliche Geldbetrag nicht vorgeſchoſſen wird. 


§. 26. 
. Iſt die Zwangsverſteigerung wegen des Anſpruchs aus einem eingetragenen 
Rechte angeordnet, ſo hat eine nach der Beſchlagnahme bewirkte Veräußerung 
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des Grundſtücks auf den Fortgang des Verfahrens gegen den Schuldner keinen 
Einfluß. 
§. 27. 

Wird nach der Anordnung der Zwangsverſteigerung ein weiterer Antrag 
auf Zwangsverſteigerung des Grundſtücks geftellt, fo erfolgt ſtatt des Verſteige⸗ 
rungsbeſchluſſes die Anordnung, daß der Beitritt des Antragſtellers zu dem Ver⸗ 
fahren zugelaſſen wird. Eine Eintragung dieſer Anordnung in das Grundbuch 
findet nicht ſtatt. 

Der Gläubiger, deſſen Beitritt zugelaſſen ift, hat dieſelben Rechte, wie wenn 
auf ſeinen Antrag die Verſteigerung angeordnet wäre. 


II. Aufhebung und einſtweilige Einſtellung des Verfahrens. 
$. 28. 

Wird dem Vollſtreckungsgericht ein aus dem Grundbuch erſichtliches Recht 
bekannt, welches der Zwangsverſteigerung oder der Fortſetzung des Verfahrens 
entgegenſtebt, ſo hat das Gericht das Verfahren entweder ſofort aufzuheben oder 
unter Beſtimmung einer Friſt, binnen welcher der Gläubiger die Hebung des 
Hinderniſſes nachzuweiſen hat, einſtweilen einzuſtellen. Im letzteren Falle iſt das 
Verfahren nach dem Ablaufe der Friſt aufzuheben, wenn nicht inzwiſchen der 
Nachweis erbracht iſt. 


20. 

Das Verfahren iſt aufzuheben, wenn der Verſteigerungsantrag von dem 
Gläubiger zurückgenommen wird. 

F. 30. 

Das Verfahren iſt einſtweilen einzuſtellen, wenn der Gläubiger die Ein⸗ 
ſtellung bewilligt; ift die Einſtellung erfolgt, ſo gilt eine neue Bewilligung als 
Rücknahme des Verſteigerungsantrags. 

Der Bewilligung der Einſtellung ſteht es gleich, wenn von dem Gläubiger 
die Aufhebung des Verſteigerungstermins bewilligt wird. 

F. 31. 

Im Falle einer einſtweiligen Einſtellung darf das Verfahren, ſoweit ſich 
nicht aus dem Geſetz ein Anderes ergiebt, nur auf Antrag des Gläubigers 
fortgeſetzt werden. 

Wird der Antrag nicht binnen ſechs Monaten geftellt, fo iſt das Verfahren 
aufzuheben. Die Friſt beginnt, wenn die Einſtellung von dem Prozeßgericht an⸗ 
geordnet war, mit der Wiederaufhebung der Anordnung, in den übrigen Fällen 
mit der Einſtellung des Verfahrens. 

$. 32. 

Der Beſchluß, durch welchen das Verfahren aufgehoben oder einſtweilen ein⸗ 
geftellt wird, iſt dem Schuldner, dem Gläubiger und, wenn die Anordnung von 
einem Dritten beantragt war, auch dieſem zuzuſtellen. 
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F. 33. 
Nach dem Schluſſe der Verſteigerung darf, wenn ein Grund zur Aufhebung 
oder zur einſtweiligen Einſtellung des Verfahrens oder zur Aufhebung des Termins 
vorliegt, die Entſcheidung nur durch Verſagung des Zuſchlags gegeben werden. 


F. 34. 


Im Falle der Aufhebung des Verfahrens iſt das Grundbuchamt um Löſchung 
des Verſteigerungsvermerkes zu erſuchen. 


III. Seſtimmung des berſteigerungstermins. 


8 
Die Verſteigerung wird durch das Vollſtreckungsgericht ausgeführt. 


$. 36. 
Der Verſteigerungstermin ſoll erſt nach der Beſchlagnahme des Grundſtücks 
und nach dem Eingange der Mittheilungen des Grundbuchamts beſtimmt werden. 
Der Zeitraum zwiſchen der Anberaumung des Termins und dem Termine 
ſoll, wenn nicht beſondere Gründe vorliegen, nicht mehr als ſechs Monate be— 
tragen. 
i Der Termin kann nach dem Ermeſſen des Gerichts an der Gerichtsſtelle 
oder an einem anderen Orte im Gerichtsbezirk abgehalten werden. 


§. 37. 

Die Terminsbeſtimmung muß enthalten: 

1. die Bezeichnung des Grundſtücks; 

Zeit und Ort des Verſteigerungstermins; 

die Angabe, daß die Verſteigerung im Wege der Zwangsvollſtreckung 

erfolgt; 

4. die Aufforderung, Rechte, ſoweit fie zur Zeit der Eintragung des Ver— 
ſteigerungsvermerkes aus dem Grundbuche nicht erſichtlich waren, ſpäteſtens 
im Verſteigerungstermine vor der Aufforderung zur Abgabe von Ge⸗ 
boten anzumelden und wenn der Gläubiger widerſpricht, glaubhaft zu 
machen, widrigenfalls die Rechte bei der Feſtſtellung des geringſten 
Gebots nicht berückſichtigt und bei der Vertheilung des Verſteigerungs⸗ 
erlöſes dem Anſpruche des Gläubigers und den übrigen Rechten nach⸗ 
geſetzt werden würden; 

5. die Aufforderung an diejenigen, welche ein der Verſteigerung entgegen- 
ſtehendes Recht haben „vor der Ertheilung des Zuſchlags die Aufhebung 
oder einſtweilige Einſtellung des Verfahrens herbeizuführen, widrigen⸗ 
falls für das Recht der Verſteigerungserlös an die Stelle des ver— 
ſteigerten Gegenſtandes treten würde. 


to 
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$. 38. 
Die Terminsbeſtimmung ſoll die Bezeichnung des zur Zeit der Eintragung 
des Verſteigerungsvermerkes eingetragenen Eigenthümers ſowie die Angabe des 
Grundbuchblatts und der Größe des Grundſtücks enthalten. 


§. 39. 

Die Terminsbeſtimmung muß durch einmalige Einrückung in das für Be- 
kanntmachungen des Gerichts beſtimmte Blatt öffentlich bekannt gemacht werden. 

Hat das Grundſtück nur einen geringen Werth, fo kann das Gericht an- 
ordnen, daß die Einrückung unterbleibt, in dieſem Falle muß die Bekanntmachung 
dadurch erfolgen, daß die Terminsbeſtimmung in der Gemeinde, in deren Be— 
zirke das Grundſtück belegen iſt, an die für amtliche Bekanntmachungen be— 
ſtimmte Stelle angeheftet wird. 

F. 40. 

Die Terminsbeſtimmung ſoll an die Gerichtstafel angeheftet werden. Iſt 
das Gericht nach F. 2 Abſ. 2 zum Vollſtreckungsgerichte beſtellt, fo foll die An⸗ 
heftung auch bei den übrigen Gerichten bewirkt werden. 

Das Gericht iſt befugt, noch andere und wiederholte Veröffentlichungen 
zu veranlaſſen; bei der Ausuͤbung dieſer Befugniß iſt insbeſondere auf den Orts⸗ 
gebrauch Rückſicht zu nehmen. 

Seil 

Die Terminsbeſtimmung iſt den Betheiligten zuzuſtellen. 

Im Laufe der zweiten Woche vor dem Termine foll den Betheiligten mit- 
getheilt werden, auf weſſen Antrag und wegen welcher Anſprüche die Verſteigerung 


erfolgt. 
Pr Als Betheiligte gelten auch diejenigen, welche das angemeldete Recht noch 
glaubhaft zu machen haben. 
§. 42. 

Die Einſicht der Mittheilungen des Grundbuchamts ſowie der erfolgten An— 
meldungen iſt Jedem geſtattet. 

Das Gleiche gilt von anderen das Grundſtück betreffenden Nachweiſungen, 
welche ein Betheiligter einreicht, insbeſondere von Abſchätzungen. 


§. 43. 

Der Verſteigerungstermin iſt aufzuheben und von neuem zu e 

wenn die Bekanntmachung der Terminsbeſtimmung nicht ſechs Wochen vor dem 
Termine bewirkt iſt. 

Das Gleiche gilt, wenn nicht zwei Wochen vor dem Termine dem Schuldner 
ein Beſchluß, auf Grund deffen die Verſteigerung erfolgen kann, und allen Be- 
theiligten, die ſchon zur Zeit der Anberaumung des Termins dem Gerichte Dbe- 
kannt waren, die Terminsbeftimmung zugeſtellt ift, es fei denn, daß derjenige, 
in Anſehung deſſen die Friſt nicht eingehalten iſt, das u genehmigt. 

Reichs⸗Geſetzbl. 1897. 
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IV. Geringſtes Gebot. verſteigerungsbedingungen. 


§. 44. 

Bei der Verſteigerung wird nur ein ſolches Gebot zugelaſſen, durch welches 
die dem Anſpruche des Gläubigers vorgehenden Rechte ſowie die aus dem Ver⸗ 
ſteigerungserlöſe zu entnehmenden Koſten des Verfahrens gedeckt werden (geringſtes 
Gebot). 

Wird das Verfahren wegen mehrerer Anſprüche von verfihiedenem Range 
betrieben, ſo darf der vorgehende Anſpruch der Feſtſtellung des geringſten 
Gebots nur dann zu Grunde gelegt werden, wenn der wegen dieſes Anſpruchs 
ergangene Beſchluß dem Schuldner zwei Wochen vor dem Verſteigerungstermine 
zugeſtellt iſt. 

K 45. 

Ein Recht ift bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots inſoweit, als es 
zur Zeit der Eintragung des Verſteigerungsvermerkes aus dem Grundbuch er— 
ſichtlich war, nach dem Inhalte des Grundbuchs, im Uebrigen nur dann zu 
berückſichtigen, wenn es rechtzeitig angemeldet und, falls der Gläubiger widerſpricht, 
glaubhaft gemacht wird. i 

Von wiederkehrenden Leiftungen, die nach dem Inhalte des Grundbuchs zu 
entrichten ſind, brauchen die laufenden Beträge nicht angemeldet, die rückſtändigen 
nicht glaubhaft gemacht zu werden. 


$. 46. 
Für wiederkehrende Leiſtungen, die nicht in Geld beſtehen, hat das Gericht 
einen Geldbetrag feſtzuſetzen, auch wenn ein ſolcher nicht angemeldet ift. 


G 
Laufende Beträge regelmäßig wiederkehrender Leiſtungen ſind für die Zeit 
bis zum Ablaufe von zwei Wochen nach dem Verſteigerungstermine zu decken. 
Nicht regelmäßig wiederkehrende Leiſtungen werden mit den Beträgen berückſichtigt, 
welche vor dem Ablaufe dieſer Friſt zu entrichten ſind. 


. $. 48. 

Bedingte Rechte find wie unbedingte, Rechte, die durch Eintragung eines 
Widerſpruchs oder einer Vormerkung geſichert ſind, wie eingetragene Rechte zu 
berückſichtigen. 

Se 

Der Theil des geringſten Gebots, welcher zur Deckung der Koſten ſowie 
der im §. 10 Nr. 1 bis 3 und im F. 12 Nr. 1, 2 bezeichneten Anſprüche be- 
ſtümmt ift, desgleichen der das geringſte Gebot überſteigende Betrag des Meiſt⸗ 
gebots iſt von dem Erſteher im Vertheilungstermine baar zu berichtigen (Baargeboh). 

Das VBaargebot ift von dem Zuſchlag an zu verzinſen. 
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Der Erſteher wird durch Hinterlegung von feiner Verbindlichkeit befreit, 
wenn die Hinterlegung und die Ausſchließung der Rücknahme im Vertheilungs— 
termine nachgewieſen werden. 

F. 50. 

Soweit eine bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots berückſichtigte Hypothek, 
Grundſchuld oder Rentenſchuld nicht beſteht, hat der Erſteher außer dem Baar⸗ 
gebot auch den Betrag des berückſichtigten Kapitals zu zahlen. In Anſehung 
der Verzinslichkeit, des Zinsſatzes, der Zahlungszeit, der Kündigung und des 
Zahlungsorts bleiben die für das berückſichtigte Recht getroffenen Beſtimmungen 
maßgebend. 

Das Gleiche gilt: 

1. wenn das Recht bedingt iſt und die aufſchiebende Vedingung ausfällt 

oder die auflöſende Bedingung eintritt ; 

2. wenn das Recht noch an einem anderen Grundſtücke beſteht und an 
dem verſteigerten Grundſtücke nach den beſonderen Vorſchriften über die 
Geſammthypothek erliſcht. 

Haftet der Erſteher im Falle des Abſ. 2 Nr. 2 zugleich perſönlich, ſo iſt 
die Erhöhung des zu zahlenden Betrags ausgeſchloſſen, ſoweit der Erſteher nicht 
bereichert iſt. 

F. 51. 

Iſt das berückſichtigte Recht nicht eine Hypothek, Grundſchuld oder Renten⸗ 
ſchuld, fo finden die Vorſchriften des $. 50 entſprechende Anwendung. Der Er⸗ 
ſteher hat ſtatt des Kapitals den Betrag, um welchen ſich der Werth des Grund⸗ 
ſtücks erhöht, drei Monate nach erfolgter Kündigung zu zahlen und von dem 
Zuſchlag an zu verzinſen. 

Der Betrag foll von dem Gerichte bei der Feſtſtellung des geringſten Ge⸗ 
bots beſtimmt werden. 

$. 52. 

Ein Recht bleibt inſoweit beſtehen, als es bei der Feſtſtellung des geringſten 
Gebots berückſichtigt und nicht durch Zahlung zu decken iſt. Im Uebrigen er⸗ 
löſchen die Rechte. 

Das Recht auf eine der in den §. 912 bis 917 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs bezeichneten Renten bleibt auch dann beſtehen, wenn es bei der Feſtſtellung 
des geringſten Gebots nicht berückſichtigt ift. 


$. 53. 

Haftet bei einer Hypothek, die beſtehen bleibt, der Schuldner zugleich per⸗ 
ſönlich, ſo übernimmt der Erſteher die Schuld in Höhe der Hypothek; die Vor⸗ 
ſchriften des F. 416 des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden mit der Maßgabe ent⸗ 
ſprechende Anwendung, daß als Veräußerer im Sinne dieſer Vorſchriften der 
Schuldner anzuſehen iſt⸗ 

24° 
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Das Gleiche gilt, wenn bei einer Grundſchuld oder Rentenſchuld, die be— 
ſtehen bleibt, der Schuldner zugleich perſönlich haftet, ſofern er ſpäteſtens im 
Verſteigerungstermine vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten die gegen 
ihn beſtehende Forderung unter Angabe ihres Betrags und Grundes angemeldet 
und auf Verlangen des Gerichts oder eines Betheiligten glaubhaft gemacht hat. 


et 

Die von dem Gläubiger dem Eigenthümer oder von dieſem dem Gläubiger 
erklärte Kündigung einer Hypothek, einer Grundſchuld oder einer Rentenſchuld iſt 
dem Erſteher gegenüber nur wirkſam, wenn ſie ſpäteſtens in dem Verſteigerungs⸗ 
termine vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten erfolgt und bei dem 
Gericht angemeldet worden ift. 

Das Gleiche gilt von einer aus dem Grundbuche nicht erſichtlichen That 
ſache, in Folge deren der Anſpruch vor der Zeit geltend gemacht werden kann. 


$. 55. 

Die Verſteigerung des Grundſtücks erſtreckt fih auf alle Gegenſtände, deren 
Beſchlagnahme noch wirkſam iſt. 

Auf Zubehörſtücke, die ſich im Beſitze des Schuldners oder eines neu ein- 
getretenen Eigenthümers befinden, erſtreckt ſich die Verſteigerung auch dann, wenn 
ſie einem Dritten gehören, es ſei denn, daß dieſer ſein Recht nach Maßgabe des 
§. 37 Nr. 5 geltend gemacht hat. 

$. 56. 

Die Gefahr des zufälligen Unterganges geht in Anſehung des Grundſtücks 
mit dem Zuſchlag, in Anſehung der übrigen Gegenſtände mit dem Schluſſe der 
Verſteigerung auf den Erſteher über. Von dem Zuſchlag an gebühren dem Er⸗ 
ſteher die Nutzungen und trägt er die Laſten. Ein Anſpruch auf Gewährleiſtung 
findet nicht ſtatt. 

rn. 

Iſt das Grundſtück einem Miether oder Pächter überlaſſen, ſo finden die 
Vorſchriften der H. 571, 572, des $. 573 Satz 1 und der ÇS. 574, 575 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs entſprechende Anwendung. Der Erſteher iſt jedoch be⸗ 
rechtigt, das Mieth⸗ oder Pachtverhältniß unter Einhaltung der geſetzlichen Friſt 
zu kündigen. Die Kündigung iſt ausgeſchloſſen, wenn ſie nicht für den erſten 
Termin erfolgt, für den ſie zuläſſig iſt. 

$. 58. 

Die Koſten des Beſchluſſes, durch welchen der Zuſchlag ertheilt wird, fallen 
dem Erſteher zur Laſt. 

; $. 59. 


Jeder Betheiligte kann eine von den geſetzlichen Vorſchriften abweichende 
Feſtſtellung des geringſten Gebots und der Verſteigerungsbedingungen verlangen. 
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Wird durch die Abweichung das Recht eines anderen Betheiligten beeinträchtigt, 
ſo iſt deſſen Zuſtimmung erforderlich. 
Sofern nicht feſtſteht, ob das Recht durch die Abweichung beeinträchtigt 
wird, iſt das Grundſtück mit der verlangten Abweichung und ohne ſie auszubieten. 
Soll das Fortbeſtehen eines Rechtes beſtimmt werden, das nach F. 52 er⸗ 
löſchen würde, ſo bedarf es nicht der Zuſtimmung eines nachſtehenden Betheiligten. 


F. 60. 

Jeder Betheiligte kann verlangen, daß für den das geringſte Gebot über⸗ 
ſteigenden Betrag des Meiſtgebots Zahlungsfriſten als Verſteigerungsbedingung 
feſtgeſtellt werden; die Zuſtimmung eines anderen Betheiligten ift nicht erforder- 
lich. Soweit Zahlungsfriſten bewilligt werden, iſt das Gebot von dem Zufchlag 
an zu verzinſen. 

H. 61. 

Im Falle des F. 60 iſt auf Antrag eines Betheiligten, deſſen Recht durch 
die Bewilligung von Zahlungsfriſten beeinträchtigt werden würde, das Grundſtück 
mit Zahlungsfriſten und ohne ſie auszubieten. Der Zuſchlag wird auf Grund 
des mit Zahlungsfriſten erfolgten Ausgebots nur ertheilt, wenn ein Dritter unter 
Sicherheitsleiſtung fich verpflichtet, die dem Erſteher obliegende Zahlung voll 
ſtändig oder mit einem Abzug im Vertheilungstermine zu bewirken, und wenn 
im Falle eines Abzugs nach deffen Abrechnung das Meiſtgebot mit Zahlungs- 
friſten höher iſt als das andere Meiſtgebot. 

In Anſehung der Verpflichtung des Dritten finden die Vorſchriften des 
F. 53, in Anſehung der Sicherheitsleiſtung die Vorſchriften des §. 69 entſprechende 
Anwendung. Die Sicherheitsleiſtung iſt nicht erforderlich, wenn für ein eigenes 
Gebot des Dritten Sicherheitsleiſtung nicht verlangt werden könnte. 

Wird der Dritte bei der Ertheilung des Zuſchlags für zahlungspflichtig 
erklärt, ſo tritt die Forderung gegen den Dritten als Verſteigerungserlös an die 
Stelle der Forderung gegen den Erſteher; die Forderung gegen den Erſteher ſteht 
dem Dritten zu. 

$. 62. 

Das Gericht kann ſchon vor dem Verſteigerungstermin Erörterungen der 
Betheiligten über das geringſte Gebot und die Verſteigerungsbedingungen veran— 
laſſen, zu dieſem Zwecke auch einen beſonderen Termin beſtimmen. 


§. 63. 

Mehrere in demſelben Verfahren zu verſteigernde Grundſtücke ſind einzeln 
auszubieten. 

Jeder Betheiligte kann verlangen, daß neben dem Einzelausgebot alle 
Grundſtücke und, ſofern einige von ihnen mit einem und demſelben Rechte be⸗ 
laſtet ſind, auch dieſe Grundſtücke zuſammen ausgeboten werden. Auf Antrag 
kann das Gericht auch in anderen Fällen das Geſammtausgebot einiger der 
Grundſtücke anordnen. 
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Das Geſammtausgebot kann vor oder nach dem Einzelausgebot erfolgen. 

Wird bei dem Einzelausgebot auf eines der Grundſtücke ein Meiſtgebot 
abgegeben, das mehr beträgt als das geringſte Gebot für dieſes Grundſtück, ſo 
erhöht ſich bei dem Geſammtausgebote das geringſte Gebot um den Mehrbetrag. 
Der Zuſchlag wird auf Grund des Geſammtausgebots nur ertheilt, wenn das 
Meiſtgebot höher iſt als das Geſammtergebniß der Einzelausgebote. 

Das Einzelausgebot unterbleibt, wenn die anweſenden Betheiligten zu⸗ 
ſtimmen, deren Rechte bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots nicht zu berück⸗ 
ſichtigen ſind. 

$. 64. 

Werden mehrere Grundſtücke, die mit einer dem Anſpruche des Gläubigers 
vorgehenden Geſammthypothek belaſtet find, in demſelben Verfahren verſteigert, 
fo ift auf Antrag die Geſammthypothek bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots 
für das einzelne Grundſtück nur zu dem Theilbetrage zu berückſichtigen, der dem 
Verhältniſſe des Werthes des Grundſtücks zu dem Werthe der ſämmtlichen Grund⸗ 
ſtücke entſpricht, der Werth wird unter Abzug der Belaſtungen berechnet, die der 
Geſammthypothek im Range vorgehen und beſtehen bleiben. Antragsberechtigt 
ſind der Gläubiger, der Eigenthümer und jeder dem Hypothekengläubiger gleich⸗ 
oder nachſtehende Betheiligte. 

Wird der im Abſ. 1 bezeichnete Antrag geſtellt, ſo kann der Hypotheken⸗ 
gläubiger bis zum Schluſſe der Verhandlung im Verſteigerungstermine verlangen, 
daß bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots für die Grundſtücke nur die ſeinem 
Anſpruche vorgehenden Rechte berückſichtige werden; in dieſem Falle ſind die 
Grundſtücke auch mit der verlangten Abweichung auszubieten. Erklärt ſich nach 
erfolgtem Ausgebote der Hypothekengläubiger der Aufforderung des Gerichts un⸗ 
geachtet nicht darüber, welches Ausgebot für die Ertheilung des Zuſchlags maß⸗ 
gebend fein foll, fo verbleibt es bei der auf Grund des Abſ. 1 erfolgten Feſtſtellung 
des geringſten Gebots. 

Dieſe Vorſchriften finden entſprechende Anwendung, wenn die Grundſtücke 
mit einer und derſelben Grundſchuld oder Rentenſchuld belaſtet find. 


$. 65. 


Das Gericht kann auf Antrag anordnen, daß eine Forderung oder eine 
bewegliche Sache von der Verſteigerung des Grundſtücks ausgeſchloſſen und be⸗ 
ſonders verſteigert werden foll. Auf Antrag kann auch eine andere Art der Ver- 
werthung angeordnet, insbeſondere zur Einziehung einer Forderung ein Vertreter 
beſtellt oder die Forderung einem Betheiligten mit deſſen Zuſtimmung an Zahlungs⸗ 
ſtatt überwieſen werden. Die Vorſchriften der § . 718, 721, 736 der Civil⸗ 
prozeßordnung finden entſprechende Anwendung. Der Erlös iſt zu hinterlegen. 

Die beſondere Verſteigerung oder die anderweitige Verwerthung iſt nur 
zuläſſig, wenn das geringſte Gebot erreicht ift. 
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V. Derfleigerung. 


$. 66. 

In dem Verſteigerungstermine werden nach dem Aufrufe der Sache die 
das Grundſtück betreffenden Nachweiſungen, die das Verfahren betreibenden 
Gläubiger, deren Anſprüche, die Zeit der Beſchlagnahme und die erfolgten An- 
meldungen bekannt gemacht, hierauf das geringſte Gebot und die Verſteigerungs⸗ 
bedingungen nach Anhörung der anweſenden Betheiligten, nöthigenfalls mit Hülfe 
eines Rechnungsverſtändigen, unter Bezeichnung der einzelnen Rechte feſtgeſtellt 
und die erfolgten Feſtſtellungen verleſen. 

Nachdem dies geſchehen, hat das Gericht auf die bevorſtehende Ausſchließung 
weiterer Anmeldungen hinzuweiſen und ſodann zur Abgabe von Geboten aufzufordern. 
$. 67. 

Ein Betheiligter, deffen Recht durch Nichterfüllung des Gebots beeinträchtigt 
werden würde, kann Sicherheitsleiſtung verlangen, jedoch nur ſofort nach Abgabe 
des Gebots. Das Verlangen gilt auch für weitere Gebote desſelben Bieters. 

Steht dem Bieter eine durch das Gebot ganz oder theilweiſe gedeckte 
Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld zu, ſo braucht er Sicherheit nur auf 
Verlangen des Gläubigers zu leiſten. Auf Gebote des Schuldners oder eines 
neu eingetretenen Eigenthümers findet dieſe Vorſchrift keine Anwendung. 

Für ein Gebot des Reichs, der Reichsbank oder eines Bundesſtaats kann 
Sicherheitsleiſtung nicht verlangt werden. Das Gleiche gilt in Anſehung eines 
Gebots, zu deffen Erfüllung fih nach $. 61 ein Dritter verpflichtet hat. 


$. 68. 

Die Sicherheit iſt für ein Zehntel des Baargebots, wenn aber der Betrag 
der aus dem Verſteigerungserlöſe zu entnehmenden Koſten höher iſt, für dieſen 
Betrag zu leiſten. 

Ein Betheiligter, deffen Recht nach $. 52 beſtehen bleibt, kann Sicherheits⸗ 
leiſtung bis zur Höhe des Betrags verlangen, welcher zur Deckung der ſeinem 
Rechte vorgehenden Anſprüche durch Zahlung zu berichtigen iſt. 

Bietet der Schuldner oder ein neu eingetretener Eigenthümer des Grund⸗ 
ſtücks, ſo kann der Gläubiger Sicherheitsleiſtung bis zur Höhe des Betrags ver⸗ 
langen, welcher zur Deckung ſeines Anſpruchs durch Zahlung zu berichtigen iſt. 

§. 69. 

Die Sicherheitsleiſtung ift durch Hinterlegung von Geld oder inländiſchen 
Werthpapieren zu bewirken. Werthpapiere ſind zur Sicherheitsleiſtung nur ge⸗ 
eignet, wenn ſie auf den Inhaber lauten und einen Kurswerth haben; den 
Inhaberpapieren ſtehen Orderpapiere gleich, die mit Blankoindoſſament verſehen 
ſind. Mit Werthpapieren kann die Sicherheit in Höhe des ganzen Kurswerths 
geleiſtet werden. 

Die Uebergabe an das Gericht hat die Wirkung der Hinterlegung. 
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§ 70. 
Das Gericht hat über die Sicherheitsleiſtung ſofort zu entſcheiden. 
Erklärt das Gericht die Sicherheit für erforderlich, ſo iſt ſie ſofort zu 
leiſten. Unterbleibt die Leiſtung, ſo iſt das Gebot zurückzuweiſen. 
Wird das Gebot ohne Sicherheitsleiſtung zugelaſſen und von dem Be— 
theiligten, welcher die Sicherheit verlangt hat, nicht ſofort Widerſpruch erhoben, 
ſo gilt das Verlangen als zurückgenommen. 


§. 71, 

Ein unwirkſames Gebot ift zurückzuweiſen. 

Iſt die Wirkſamkeit eines Gebots von der Vertretungsmacht desjenigen, 
welcher das Gebot für den Bieter abgegeben hat, oder von der Zuſtimmung eines 
Anderen oder einer Behörde abhängig, ſo erfolgt die Zurückweiſung, ſofern nicht 
die Vertretungsmacht oder die Zuſtimmung bei dem Gericht offenkundig iſt oder 
durch eine öffentlich beglaubigte Urkunde ſofort nachgewieſen wird. 


l Se: 

Ein Gebot erliſcht, wenn ein Uebergebot zugelaffen wird und ein Betheiligter 
der Zulaſſung nicht ſofort widerſpricht. Das Uebergebot gilt als zugelaſſen, wenn 
es nicht ſofort zurückgewieſen wird. 

Ein Gebot erliſcht auch dann, wenn es zurückgewieſen wird und der Bieter 
oder ein Betheiligter der Zurückweiſung nicht ſofort widerſpricht. 

Das Gleiche gilt, wenn das Verfahren einſtweilen eingeſtellt oder der 
Termin aufgehoben wird. 

§. 73. 

Zwiſchen der Aufforderung zur Abgabe von Geboten und dem Zeitpunkt, 
in welchem bezüglich ſännmtlicher zu verſteigernder Grundſtücke die Verſteigerung 
geſchloſſen wird, muß mindeſtens eine Stunde liegen. Die Verſteigerung muß 
ſo lange fortgeſetzt werden, bis der Aufforderung des Gerichts ungeachtet ein 
Gebot nicht mehr abgegeben wird. 

Das Gericht hat das letzte Gebot und den Schluß der Verſteigerung zu 
verkünden. Die Verkündung des letzten Gebots foli mittelſt dreimaligen Auf— 
rufs erfolgen. i 

§. 74. 

tah dem Schluſſe der Verfteigerung find die anweſenden Betheiligten 
über den Zuſchlag zu hören. 

§ 75. 

Zahlt nach dem Beginne der Verſteigerung der Schuldner oder ein Dritter, 
der berechtigt iſt, den Glaͤubiger zu befriedigen, den zur Befriedigung und zur 
Deckung der Koſten erforderlichen Betrag an das Gericht, ſo wird das Verfahren 
einſtweilen eingeſtellt. 
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§. 76. 

Wird bei der Verſteigerung mehrerer Grundſtücke auf eines oder einige 
ſo viel geboten, daß der Anſpruch des Gläubigers gedeckt iſt, ſo wird das Ver⸗ 
fahren in Anſehung der übrigen Grundſtücke einſtweilen eingeſtellt die Einſtellung 
unterbleibt, wenn ſie dem berechtigten Intereſſe des Gläubigers widerſpricht. 

Iſt die einſtweilige Einſtellung erfolgt, ſo kann der Gläubiger die Fort⸗ 
ſetzung des Verfahrens verlangen, wenn er ein berechtigtes Intereſſe daran hat, 
insbeſondere wenn er im Vertheilungstermine nicht befriedigt worden iſt. Be⸗ 
antragt der Gläubiger die Fortſetzung nicht vor dem Ablaufe von drei Monaten 
nach dem Vertheilungstermine, ſo gilt der Verſteigerungsantrag als zurück⸗ 
genommen. 

SET 

Iſt ein Gebot nicht abgegeben oder find ſännntliche Gebote erloſchen, ſo 
wird das Verfahren einſtweilen eingeftellt. 

Bleibt die Verſteigerung in einem zweiten Termine gleichfalls ergebnißlos, 
ſo wird das Verfahren aufgehoben. Liegen die Vorausſetzungen für die An⸗ 
ordnung der Zwangsverwaltung vor, ſo kann auf Antrag des Gläubigers das 
Gericht anordnen, daß das Verfahren als Zwangsverwaltung fortgeſetzt wird. 
In einem ſolchen Falle bleiben die Wirkungen der für die Zwangsverſteigerung 
erfolgten Beſchlagnahme beſtehen; die Vorſchrift des $. 155 Abſ. 1 findet jedoch 
auf die Koſten der Zwangsverſteigerung keine Anwendung. 


N Te 
Vorgänge in dem Termine, die für die Entſcheidung über den Zuſchlag 
oder für das Recht eines Betheiligten in Betracht kommen, ſind durch das 
Protokoll feſtzuſtellen; bleibt ſtreitig, ob oder für welches Gebot der Zuſchlag zu 
ertheilen iſt, ſo iſt das Sachverhältniß mit den geſtellten Anträgen in das 
Protokoll aufzunehmen. 


VI. Entſcheidung über den Zuſchlag. 
9. 
Bei der Beſchlußfaſſung über den Zuſchlag iſt das Gericht an eine Ent⸗ 
ſcheidung, die es vorher getroffen hat, nicht gebunden. 
$. 80. 

Vorgänge in dem Verſteigerungstermine, die nicht aus dem Protokoll 
erſichtlich find, werden bei der Entſcheidung über den Zuſchlag nicht berückſichtigt. 
§. 81. 

Der Zuſchlag iſt dem Meiſtbietenden zu ertheilen. 
Hat der Meiſtbietende das Recht aus dem Meiſtgebot an einen Anderen 
abgetreten und dieſer die Verpflichtung aus dem Meiſtgebot übernommen, ſo iſt, 
Reichs ⸗Geſetzbl. 1897 25 
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wenn die Erklärungen im Verſteigerungstermin abgegeben oder nachträglich durch 
öffentlich beglaubigte Urkunden nachgewieſen werden, der Zuſchlag nicht dem Meiſt⸗ 
bietenden, ſondern dem Anderen zu ertheilen. 

Erklärt der Meiſtbietende im Termin oder nachträglich in einer öffentlich 
beglaubigten Urkunde, daß er für einen Anderen geboten habe, ſo iſt dieſem der 
Zuſchlag zu ertheilen, wenn die Vertretungsmacht des Meiſtbietenden oder die 
Zuſtimmung des Anderen entweder bei dem Gericht offenkundig iſt oder durch 
eine öffentlich beglaubigte Urkunde nachgewieſen wird. 

Wird der Zuſchlag ertheilt, ſo haften der Meiſtbietende und der Erſteher 
als Geſammtſchuldner. 


§. 82. 

In dem Beſchluſſe, durch welchen der Zuſchlag ertheilt wird, ſind das 
Grundſtück, der Erſteher, das Gebot und die Verſteigerungsbedingungen zu be⸗ 
zeichnen, auch iſt im Falle des $. 61 der Dritte, welcher die Verpflichtung des 
Erſtehers übernommen hat, unter Angabe ſeiner Schuld für zahlungspflichtig und 
im Falle des §. 81 Abf. 4 der Meiſtbietende für mithaftend zu erklären. 


§. 83. 

Der Zuſchlag iſt zu verſagen: 

1. wenn die Porſchrift des §. 43 Abſ. 2 oder eine der Vorſchriften über 
die Feſtſtellung des geringſten Gebots oder der Verſteigerungsbedingungen 
verletzt iſt 

2. wenn bei der Verſteigerung mehrerer Grundſtücke das Einzelausgebot 
oder das Geſammtausgebot den Vorſchriften des §. 63 Abſ. 1 ı Aby. 2 
Satz 1, Abſ. 5 zuwider unterblieben ift; 

3. wenn in den Fällen des $. 64 Abſ. 2 Satz 1, Abſ. 3 die Hypothek, 
Grundſchuld oder Rentenſchuld oder das Recht eines gleich- oder nach⸗ 
ſtehenden Betheiligten, der dem Gläubiger vorgeht, durch das Geſammt⸗ 
ergebniß der Einzelausgebote nicht gedeckt werden; 

4. wenn die nach der Aufforderung zur Abgabe von Geboten erfolgte 
Anmeldung oder Glaubhaftmachung eines Rechtes ohne Beachtung der 
Vorſchrift des §. 66 Abſ. 2 zurückgewieſen ift; 

5. wenn der Zwangsverſteigerung oder der Fortſetzung des Verfahrens 
das Recht eines Betheiligten entgegenſteht;; 

6. wenn die Zwangsverſteigerung oder die Fortſetzung des Verfahrens aus 
einem ſonſtigen Grunde unzuläſſig ift; 

7. wenn eine der Vorſchriften des $. 43 Abſ. 1 oder des §. 73 Abſ. 1 
verletzt iſt. 


$. 84. 


Die im F. 83 Nr. 1 bis 5 bezeichneten Verſagungsgründe ſtehen der Er⸗ 
theilung des Zuſchlags nicht entgegen, wenn das Recht des Betheiligten durch 
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den Zuſchlag nicht beeinträchtigt wird oder wenn der Betheiligte das Verfahren 
genehmigt. 
Die Genehmigung iſt durch eine öffentlich beglaubigte Urkunde nachzuweiſen. 


$. 85. 

Der Zuſchlag iſt zu verſagen, wenn vor dem Schluſſe der Verhandlung 
ein Betheiligter, deſſen Recht durch den Zuſchlag beeinträchtigt werden würde, 
die Beſtimmung eines neuen Verſteigerungstermins beantragt und ſich zugleich 
zum Erſatze des durch die Verſagung des Zuſchlags entſtehenden Schadens ver- 
pflichtet, auch auf Verlangen eines anderen Betheiligten Sicherheit leiſtet. Die 
Vorſchriften des §. 67 Abſ. 3 Satz 1 und des F. 69 finden entſprechende An⸗ 
wendung. Die Sicherheit iſt in Höhe des im Vertheilungstermine durch Zahlung 
zu berichtigenden Theiles des bisherigen Meiſtgebots zu leiſten. 

Die neue Terminsbeſtimmung iſt auch dem Meiſtbietenden zuzuſtellen. 

Für die weitere Verſteigerung gilt das bisherige Meiſtgebot mit Zinſen von 
dem durch Zahlung zu berichtigenden Theile des Meiſtgebots unter Hinzurechnung 
derjenigen Mehrkoſten, welche aus dem Verſteigerungserlöſe zu entnehmen ſind, 
als ein von dem Betheiligten abgegebenes Gebot. 

In dem fortgeſetzten Verfahren findet die Vorſchrift des Abſ. 1 keine 
Anwendung. 

§. 86. 

Die rechtskräftige Verſagung des Zuſchlags wirkt, wenn die Fortſetzung 
des Verfahrens zuläſſig iſt, wie eine einſtweilige Einſtellung, anderenfalls wie 
die Aufhebung des Verfahrens. 


$. 87, 

Der Beſchluß, durch welchen der Zuſchlag ertheilt oder verſagt wird, iſt 
in dem Verſteigerungstermin oder in einem ſofort zu beſtimmenden Termine zu 
verkünden. 

Der Verkündungstermin ſoll nicht über eine Woche hinaus beſtimmt werden. 
Die Beſtimmung des Termins iſt zu verkünden und durch Anheftung an die 
Gerichtstafel bekannt zu machen. 

Sind nachträglich Thatſachen oder Beweismittel vorgebracht, ſo ſollen in 
dem Verkündungstermine die anweſenden Betheiligten hierüber gehört werden. 


F. 88. 

Der Beſchluß, durch welchen der Zuſchlag ertheilt wird, iſt den Betheiligten, 
ſoweit ſie weder im Verſteigerungstermine noch im Verkündungstermin erſchienen 
find, und dem Erſteher ſowie im Falle des F. 61 dem für zahlungspflichtig er- 
klärten Dritten und im Falle des F. 81 Abſ. 4 dem Meiſtbietenden zuzuſtellen. 
Als Betheiligte gelten auch diejenigen, welche das angemeldete Recht noch glaub⸗ 
haft zu machen haben. 

25° 
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$. 89. 
Der Zuſchlag wird mit der Verkündung wirkſam. 


SUR 

Durch den Zuſchlag wird der Erſteher Eigenthümer des Grundſtücks, 
ſofern nicht im Beſchwerdewege der Beſchluß rechtskräftig aufgehoben wird. 

Mit dem Grundſtück erwirbt er zugleich die Gegenſtände, auf welche ſich 
die Verſteigerung erſtreckt hat. 

Sa al, 

Durch den Zuſchlag erlöſchen unter der im F. 90 Abſ. 1 beſtimmten 
Vorausſetzung die Rechte, welche nicht nach den Verſteigerungsbedingungen bez 
ſtehen bleiben ſollen. 

Ein Recht an dem Grundſtücke bleibt jedoch beſtehen, wenn dies zwiſchen 
dem Berechtigten und dem Erſteher vereinbart iſt und die Erklärungen entweder 
im Vertheilungstermin abgegeben oder, bevor das Grundbuchamt um Berichtigung 
des Grundbuchs erſucht iſt, durch eine öffentlich beglaubigte Urkunde nachgewieſen 
werden. 

Im Falle des Abſ. 2 vermindert ſich der durch Zahlung zu berichtigende 
Theil des Meiſtgebots um den Betrag, welcher ſonſt dem Berechtigten gebühren 
würde. Im Uebrigen wirkt die Vereinbarung wie die Befriedigung des Bered- 
tigten aus dem Grundſtücke. 

5.102 

Erliſcht durch den Zuſchlag ein Recht, das nicht auf Zahlung eines Kapitals 
gerichtet iſt, ſo tritt an die Stelle des Rechtes der Anſpruch auf Erſatz des 
Werthes aus dem Verſteigerungserlöſe. 

Der Erſatz für einen Nießbrauch, für eine beſchränkte perſönliche Dienft- 
barkeit ſowie für eine Reallaſt von unbeſtimmter Dauer iſt durch Zahlung einer 
Geldrente zu leiſten, die dem Jahreswerthe des Rechtes gleichkommt. Der Betrag 
iſt für drei Monate vorauszuzahlen. Der Anſpruch auf eine fällig gewordene 
Zahlung verbleibt dem Berechtigten auch dann, wenn das Recht auf die Rente 
vor dem Ablaufe der drei Monate erliſcht. 

Bei ablösbaren Rechten beſtimmt ſich der Betrag der Erſatzleiſtung durch 
die Ablöſungsſumme. 

§. 98 

Aus dem Beſchluſſe, durch welchen der Zuſchlag ertheilt wird, findet gegen 
den Beſitzer des Grundſtücks oder einer mitverſteigerten Sache die Zwangs⸗ 
vollſtreckung auf Räumung und Herausgabe ſtatt. Die Zwangsvollſtreckung foll 
nicht erfolgen, wenn der Beſitzer auf Grund eines Rechtes beſitzt, das durch den 
Zuſchlag nicht erloſchen iſt. Erfolgt gleichwohl die Zwangsvollſtreckung, ſo kann 
der Beſitzer nach Maßgabe des $. 690 der Civilprozeßordnung Widerſpruch erheben. 

Zum Erſatze von Verwendungen, die vor dem Zuſchlage gemacht ſind, iſt 
der Erſteher nicht verpflichtet. 
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§. 24. 

Auf Antrag eines Betheiligten, der Befriedigung aus dem Baargebote zu 
erwarten hat, iſt das Grundſtück für Rechnung des Erſtehers in gerichtliche Ber- 
waltung zu nehmen, ſolange nicht die Zahlung oder Hinterlegung erfolgt iſt. 
Der Antrag kann ſchon im Verſteigerungstermine geſtellt werden. 

Auf die Beſtellung des Verwalters ſowie auf deſſen Rechte und Pflichten 
finden die Vorſchriften über die Zwangsverwaltung entſprechende Anwendung. 


VII. Beſchwerde. 
F. 95. 

Gegen eine Entſcheidung, die vor der Beſchlußfaſſung über den Zuſchlag 
erfolgt, kann die Beſchwerde nur eingelegt werden, ſoweit die Entſcheidung die 
Anordnung, Aufhebung, einſtweilige Einſtellung oder Fortſetzung des Ver⸗ 
fahrens betrifft. 

$. 96. 

Auf die Beſchwerde gegen die Entſcheidung über den Zuſchlag finden die 
Vorſchriften der Civilprozeßordnung über die ſofortige Beſchwerde nur inſoweit 
Anwendung, als nicht in den GY. 97 bis 104 ein Anderes vorgeſchrieben iſt. 

§. 97. 

Die Beſchwerde ſteht im Falle der Ertheilung des Zuſchlags jedem Be 
theiligten ſowie dem Erſteher und dem für zahlungspflichtig erklärten Dritten, 
im Falle der Verſagung dem Gläubiger zu, in beiden Fällen auch dem Bieter, 
deſſen Gebot nicht erloſchen iſt, ſowie demjenigen, welcher nach §. 81 an die 
Stelle des Bieters treten ſoll. 

Im Falle des §. 9 Nr. 2 genügt es, wenn die Anmeldung und Glaubhaft⸗ 
machung des Rechtes bei dem Beſchwerdegericht erfolgt. 

$. 98. 

Die Friſt für die Beſchwerde gegen einen Beſchluß des Vollſtreckungs⸗ 
gerichts, durch welchen der Zuſchlag verſagt wird, beginnt mit der Verkündung 
des Beſchluſſes. Das Gleiche gilt im Falle der Ertheilung des Zuſchlags für 
die Betheiligten, welche im Verſteigerungstermin oder im Verkündungstermin 
erſchienen waren. 

8.99. 

Erachtet das Beſchwerdegericht eine Gegenerklärung für erforderlich, ſo hat 
es zu beſtimmen, wer als Gegner des Beſchwerdeführers zuzuziehen iſt. 

Mehrere Beſchwerden find mit einander zu verbinden. 

F. 100. 

Die Beſchwerde kann nur darauf geſtützt werden, daß eine der Vorſchriften 
der ÇF. 81, 83 bis 85 verletzt oder daß der Zuſchlag unter anderen als den der 
Verſteigerung zu Grunde gelegten Bedingungen ertheilt iſt. 


Auf einen Grund, der nur das Recht eines Anderen betrifft, kann weder 
die Beſchwerde noch ein Antrag auf deren Zurückweiſung geſtützt werden. 

Die im §. 83 Nr. 6, 7 bezeichneten Verſagungsgründe hat das Beſchwerde⸗ 
gericht von Amtswegen zu berückſichtigen. 


$. 101. 
Wird die Beſchwerde für begründet erachtet, ſo hat das Beſchwerdegericht 
unter Aufhebung des angefochtenen Beſchluſſes in der Sache ſelbſt zu entſcheiden. 
Wird ein Beſchluß, durch welchen der Zuſchlag ertheilt iſt, aufgehoben, 
auf weitere Beſchwerde aber für begründet erachtet, ſo iſt unter Aufhebung des 
Beſchluſſes des Beſchwerdegerichts die gegen die Ertheilung des Zuſchlags erhobene 
Beſchwerde zurückzuweiſen. 
$. 102. 
Hat das Beſchwerdegericht den Beſchluß, durch welchen der Zuſchlag ertheilt 
war, nach der Vertheilung des Verſteigerungserlöſes aufgehoben, ſo ſteht die 
weitere Beſchwerde auch denjenigen zu, welchen der Erlös zugetheilt ijt, 


$. 103. 

Der Beſchluß des Beſchwerdegerichts iſt, wenn der angefochtene Beſchluß 
aufgehoben oder abgeändert wird, allen Betheiligten und demjenigen Bieter, 
welchem der Zuſchlag verweigert oder ertheilt wird, ſowie im Falle des $. 61 
dem für zahlungspflichtig erklärten Dritten und in den Fällen des F. 81 Abſ. 2, 3 
dem Meiſtbietenden zuzuſtellen. Wird die Beſchwerde zurückgewieſen, ſo erfolgt 
die Zuſtellung des Beſchluſſes nur an den Beſchwerdeführer und den zugezogenen 
Gegner. 

$. 104. 

Der Beſchluß, durch welchen das Beſchwerdegericht den Zuſchlag ertheilt, 

wird erſt mit der Zuſtellung an den Erſteher wirkſam. 


VIII. Vertheilung des Erlöſes. 


> $. 105. 

Nach der Ertheilung des Zuſchlags hat das Gericht einen Termin zur 
Vertheilung des Verſteigerungserlöſes zu beſtimmen. 

Die Terminsbeſtimmung iſt den Betheiligten und dem Erſteher ſowie im 
Falle des 8.61 dem für ahlungspflichtig erklärten Dritten und in den Fällen 
des H. 81 Abſ. 2, 3 dem Meiſtbickenden zuzuſtellen. Als Betheiligte gelten auch 
diejenigen, welche das angemeldete Recht noch glaubhaft zu machen haben. 

Die Terminsbeſtimmung ſoll an die Gerichtstafel angeheftet werden. 

Iſt die Terminsbeſtimmung dem Erſteher und im Falle des §. 61 auch 
dem für zahlungspflichtig erklärten Dritten ſowie in den Fällen des §. 81 Abſ. 2, 3 
auch dem Meiſtbietenden nicht zwei Wochen vor dem Termine zugeſtellt, ſo iſt 
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der Termin aufzuheben und von neuem zu beſtimmen, ſofern nicht das Verfahren 
genehmigt wird. 
$. 106. 

Zur Vorbereitung des Vertheilungsverfahrens kann das Gericht in der 
Terminsbeſtimmung die Betheiligten auffordern, binnen zwei Wochen eine Be- 
rechnung ihrer Anſprüche einzureichen. In dieſem Falle hat das Gericht nach 
dem Ablaufe der Friſt den Theilungsplan anzufertigen und ihn ſpäteſtens drei 
Tage vor dem Termin auf der Gerichtsſchreiberei zur Einſicht der Betheiligten 
niederzulegen. 

$. 107. 

In dem Vertheilungstermin iſt feſtzuſtellen, wieviel die zu vertheilende 
Maſſe beträgt. Zu der Maſſe gehört auch der Erlös aus denjenigen Gegen⸗ 
ſtänden, welche im Falle des 8.65 beſonders verſteigert oder anderweit ver⸗ 
werthet ſind. 

Die von dem Erſteher im Termine zu leiſtende Zahlung erfolgt an das 
Gericht. 

Ein Geldbetrag, der zur Sicherheit für das Gebot des Erſtehers hinterlegt 
iſt, gilt als gezahlt. 

$. 108. 

Soweit das Baargebot nicht berichtigt wird, hat das Gericht, wenn Werth⸗ 
papiere zur Sicherheit für das Gebot des Erſtehers hinterlegt ſind, die Veräuße⸗ 
rung der Papiere nach Maßgabe der Vorſchriften über die Zwangsvollſtreckung 
anzuordnen. Der Erlös iſt nach Anordnung des Gerichts auszuzahlen oder zu 
hinterlegen. 

Iſt der Beſchluß, durch welchen der Zuſchlag ertheilt wird, noch nicht 
rechtskräftig, ſo ſoll auf Antrag desjenigen, welcher die Sicherheit geleiſtet hat, 
die Veräußerung bis zur Rechtskraft ausgeſetzt werden. 


9.1095 
Aus dem Verſteigerungserlöſe ſind die Koſten des Verfahrens vorweg zu 
entnehmen, mit Ausnahme der durch die Anordnung des Verfahrens oder den 
Beitritt eines Gläubigers, durch den Zuſchlag oder durch nachträgliche Vertheilungs⸗ 
verhandlungen entſtehenden Koſten. 
Der Ueberſchuß wird auf die Rechte, welche durch Zahlung zu decken ſind, 
vertheilt. 
F. 110. 
Rechte, die ungeachtet der im $. 37 Nr. 4 beſtimmten Aufforderung nicht 
rechtzeitig angemeldet oder glaubhaft gemacht worden ſind, ſtehen bei der Ver⸗ 
theilung den übrigen Rechten nach. 


ERE 
Ein betagter Anſpruch gilt als fällig. Iſt der Anſpruch unverzinslich, ſo 
gebührt dem Berechtigten nur die Summe, welche mit Hinzurechnung der geſetz⸗ 


r 


lichen Zinſen für die Zeit von der Zahlung bis zur Fälligkeit dem Betrage des 
Anſpruchs gleichkommt, ſolange die Zeit der Fälligkeit ungewiß iſt, gilt der 
Anſpruch als aufſchiebend bedingt. 


F. 112. 

Iſt bei der Verſteigerung mehrerer Grundſtücke der Zuſchlag auf Grund 
eines Geſammtausgebots ertheilt und wird eine Vertheilung des Erlöſes auf die 
einzelnen Grundſtücke nothwendig, fo wird aus dem Erlöſe zunächſt der Betrag 
entnommen, welcher zur Deckung der Koſten ſowie zur Befriedigung derjenigen 
bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots berückſichtigten und durch Zahlung zu 
deckenden Rechte erforderlich iſt, für welche die Grundſtücke ungetheilt haften. 

Der Ueberſchuß wird auf die einzelnen Grundſtücke nach dem Verhältniſſe 

des Werthes der Grundſtücke vertheilt. Dem Ueberſchuſſe wird der Betrag der 
Rechte, welche nach F. 91 nicht erlöſchen „ hinzugerechnet. Auf den einem Grund⸗ 
ſtücke zufallenden Antheil am Erlöſe wird der Betrag der Rechte, welche an dieſem 
Grundſtücke beſtehen bleiben, angerechnet. Beſteht ein ſolches Recht an mehreren 
der verſteigerten Grundſtücke, ſo iſt bei jedem von ihnen nur ein dem Verhält— 
niſſe des Werthes der Grundſtücke entſprechender Theilbetrag in Anrechnung 
u bringen. 
; Reicht der nach Abf. 2 auf das einzelne Grundſtück entfallende Antheil 
am Erlöſe nicht zur Befriedigung derjenigen Anſprüche aus, welche nach Maß⸗ 
gabe des geringſten Gebots durch Zahlung zu berichtigen ſind oder welche durch 
das bei dem Einzelausgebote für das Grundſtück erzielte Meiſtgebot gedeckt 
werden, ſo erhöht ſich der Antheil um den Fehlbetrag. 


H. 118. 

In dem Vertheilungstermine wird nach Anhörung der anweſenden Be⸗ 
theiligten von dem Gerichte, nöthigenfalls mit Hülfe eines Rechnungsverſtändigen, 
der Theilungsplan aufgeſtellt. 

In dem Plane ſind auch die nach $. 91 nicht erlöſchenden Rechte anzugeben. 


$. 114. 

In den Theilungsplan ſind Anſprüche, ſoweit ihr Betrag oder ihr Höchſt— 
betrag zur Zeit der Eintragung des Verſteigerungsvermerkes aus dem Grundbuch 
erſichtlich war, nach dem Inhalte des Buches, im Uebrigen nur dann auf— 
zunehmen, wenn ſie ſpäteſtens in dem Termin angemeldet ſind. Die Anſprüche 
des Gläubigers gelten als angemeldet, ſoweit ſie ſich aus dem Verſteigerungs⸗ 
antrag ergeben. 

Laufende Beträge wiederkehrender Leiſtungen, die nach dem Inhalte des 
Grundbuchs zu entrichten ſind, brauchen nicht angemeldet zu werden. 


$. 115. 
Ueber den Theilungsplan wird ſofort verhandelt. Auf die Verhandlung 
ſowie auf die Erledigung erhobener Widerſprüche und die Ausführung des Planes 
finden die §§. 762 bis 768 der Civilprozeßordnung entſprechende Anwendung. 
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Iſt ein vor dem Termin angemeldeter Anſpruch nicht nach dem Antrag in 
den Plan aufgenommen, ſo gilt die Anmeldung als Widerſpruch gegen den Plan. 

Der Widerſpruch des Schuldners gegen einen vollſtreckbaren Anſpruch 
wird nach den $$. 686, 688, 689 der Civilprozeßordnung erledigt. 

Soweit der Schuldner durch Sicherheitsleiſtung oder Hinterlegung die Be⸗ 
friedigung eines ſolchen Anſpruchs abwenden darf, unterbleibt die Ausführung 
des Planes, wenn die Sicherheit geleiſtet oder die Hinterlegung erfolgt iſt. 


§. 116. 

Die Ausführung des Theilungsplans ſoll bis zur Rechtskraft des Zuſchlags 
ausgeſetzt werden, wenn der Erſteher oder im Falle des F. 61 der für zahlungs⸗ 
pflichtig erklärte Dritte ſowie in den Fällen des F. 81 Abſ. 2, 3 der Meiſt⸗ 
bietende die Ausſetzung beantragt. 


Sm 

Soweit der Verſteigerungserlös in Geld vorhanden ift, wird der Theilungs- 
plan durch Zahlung an die Berechtigten ausgeführt. 

Die Auszahlung an einen im Termine nicht erſchienenen Berechtigten iſt 
von Amtswegen anzuordnen. Die Art der Auszahlung beſtimmt ſich nach den 
Landesgeſetzen. Kann die Auszahlung nicht erfolgen, fo iſt der Betrag für den 
Berechtigten zu hinterlegen. 

Im Falle der Hinterlegung des Erlöſes kann ſtatt der Zahlung eine An⸗ 
weiſung auf den hinterlegten Betrag ertheilt werden. 


asbl. 

Soweit das Baargebot nicht berichtigt wird, ift der Theilungsplan dadurch 
auszuführen, daß die Forderung gegen den Erſteher auf die Berechtigten über⸗ 
tragen wird, die Uebertragung erfolgt durch Anordnung des Gerichts. Das 
Gleiche gilt, ſoweit Zahlungsfriſten feſtgeſetzt worden ind. j 

Die Uebertragung wirkt wie die Befriedigung aus dem Grundſtücke. Dieſe 
Wirkung tritt jedoch im Falle des Abſ. 1 Satz 1 nicht ein, wenn vor dem 
Ablaufe von drei Monaten der Berechtigte dem Gerichte gegenüber den Verzicht 
auf die Rechte aus der Uebertragung erklärt oder die Zwangsverſteigerung beantragt. 
Wird der Antrag auf Zwangsverſteigerung zurückgenommen oder das Verfahren 
nach $. 31 Abſ. 2 aufgehoben, fo gilt er als nicht geſtellt. Im Falle des Verzichts 
ſoll das Gericht die Erklärung dem Erſteher ſowie demjenigen mittheilen, auf 
welchen die Forderung in Folge des Verzichts übergeht. 


§. 119. 

Wird auf einen bedingten Anſpruch ein Betrag zugetheilt, fo ift durch 
den Theilungsplan feſtzuſtellen, wie der Betrag anderweit vertheilt werden ſoll, 
wenn der Anſpruch wegfällt. 

Neichs⸗Geſetzbl. 1897. 26 
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§. 120. 

Iſt der Anſpruch aufſchiebend bedingt, fo ift der Betrag für die Berechtigten 
zu hinterlegen. Soweit der Betrag nicht gezahlt iſt, wird die Forderung gegen 
den Erſteher auf die Berechtigten übertragen. Die Hinterlegung ſowie die Ueber- 
tragung erfolgt für jeden unter der entſprechenden Bedingung. 

Während der Schwebezeit gelten für die Anlegung des hinterlegten Geldes, 
für die Kündigung und Einziehung der übertragenen Forderung ſowie für die 
Anlegung des eingezogenen Geldes die Vorſchriften der $$. 1077 bis 1079 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs; die Art der Anlegung beſtimmt derjenige, welchem der 
Betrag gebührt, wenn die Bedingung ausfällt. 


§. 121. 

In den Fällen des F. 92 Abſ. 2 ift für den Erſatzanſpruch in den Theilungs⸗ 
plan ein Betrag aufzunehmen, welcher der Summe aller künftigen Leiſtungen 
gleichkommt, den fünfundzwanzigfachen Betrag einer Jahresleiſtung jedoch nicht 
überſteigt, zugleich ift zu beſtimmen, daß aus den Zinſen und dem Betrage ſelbſt 
die einzelnen Leiſtungen zur Zeit der Fälligkeit zu entnehmen ſind. 

Die Vorſchriften der ÇS. 119, 120 finden entſprechende Anwendung; die 
Art der Anlegung des Geldes beſtimmt der zunächſt Berechtigte. 


§. 122. 

Sind mehrere für den Anſpruch eines Betheiligten haftende Grundſtücke 
in demſelben Verfahren verſteigert worden, ſo iſt, unbeſchadet der Vorſchrift des 
§. 1132 Abſ. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, bei jedem einzelnen Grund- 
ſtücke nur ein nach dem Verhältniſſe der Erlöſe zu beſtimmender Betrag in den 
Theilungsplan aufzunehmen. Der Erlös wird unter Abzug des Betrags der 
Anſprüche berechnet, welche dem Anſpruche des Betheiligten vorgehen. 

Unterbleibt die Zahlung eines auf den Anſpruch des Betheiligten zugetheilten 
Betrags, ſo iſt der Anſpruch bei jedem Grundſtück in Höhe dieſes Betrags in 
den Plan aufzunehmen. 

F. 123. 

Soweit auf einen Anfpruch, für den auch ein anderes Grundſtück haftet, 
der zugetheilte Betrag nicht gezahlt wird, iſt durch den Theilungsplan feſtzuſtellen, 
wie der Betrag anderweit vertheilt werden ſoll, wenn das Recht auf Befriedigung 
aus dem zugetheilten Betrage nach Maßgabe der beſonderen Vorſchriften über 
die Geſammthypothek erliſcht. 

Die Zutheilung iſt dadurch auszuführen, daß die Forderung gegen den 
Erſteher unter der entſprechenden Bedingung übertragen wird. 


F. 124. 


Im Falle eines Widerſpruchs gegen den Theilungsplan iſt durch den Plan 
feſtzuſtellen, wie der ſtreitige Betrag vertheilt werden ſoll, wenn der Widerſpruch 
für begründet erklärt wird. 
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Die Vorſchriften des F. 120 finden entfprechende Anwendung; die Art der 
Anlegung beſtimmt derjenige, welcher den Anſpruch geltend macht. 

Das Gleiche gilt, ſoweit nach $. 115 Abſ. A die Ausführung des Planes 
unterbleibt. 

F. 125. 

Hat der Erſteher außer dem durch Zahlung zu berichtigenden Theile des 
Meiſtgebots einen weiteren Betrag nach den G. 50, 51 zu zahlen, ſo iſt durch 
den Theilungsplan feſtzuſtellen, wem dieſer Betrag zugetheilt werden ſoll. Die 
Zutheilung it dadurch auszuführen, daß die Forderung gegen den Erſteher über⸗ 
tragen wird. 

Iſt ungewiß oder ſtreitig, ob der weitere Betrag zu zahlen iſt, ſo erfolgt 
die Zutheilung und Uebertragung unter der entſprechenden Bedingung. Die 
§§. 764 bis 768 der Civilprozeßordnung finden keine Anwendung. 

Die Uebertragung hat nicht die Wirkung der Befriedigung aus dem 
Grundſtücke. 

9.126. 

Iſt für einen zugetheilten Betrag die Perſon des Berechtigten unbekannt, 
nsbeſondere bei einer Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld der Brief nicht 
vorgelegt, ſo iſt durch den Theilungsplan feſtzuſtellen, wie der Betrag vertheilt 
werden ſoll, wenn der Berechtigte nicht ermittelt wird. 

Der Betrag iſt für den unbekannten Berechtigten zu hinterlegen. Soweit 
der Betrag nicht gezahlt wird, iſt die Forderung gegen den Erſteher auf den 
Berechtigten zu übertragen. 

* 

Wird der Brief über eine in Folge der Verſteigerung erloſchene Hypothek, 
Grundſchuld oder Rentenſchuld vorgelegt, ſo hat das Gericht ihn unbrauchbar zu 
machen. Iſt das Recht nur zum Theil erloſchen, ſo iſt dies auf dem Briefe zu 
vermerken. Wird der Brief nicht vorgelegt, fo kann das Gericht ihn von dem 
Berechtigten einfordern. 

Im Falle der Vorlegung eines vollſtreckbaren Titels über einen Anſpruch, 
auf welchen ein Betrag zugetheilt wird, hat das Gericht auf dem Titel zu ver⸗ 
merken, in welchem Umfange der Betrag durch Zahlung, Hinterlegung oder 
Uebertragung gedeckt worden iſt. 

Der Wortlaut der Vermerke iſt durch das Protokoll feſtzuſtellen. 


$. 128. 

Soweit für einen Anſpruch die Forderung gegen den Erſteher übertragen 
wird, iſt für die Forderung eine Sicherungshypothek an dem Grundſtücke mit 
dem Nange des Anſpruchs einzutragen. War das Recht, aus welchem der An⸗ 
ſpruch herrührt, nach dem Inhalte des Grundbuchs mit dem Rechte eines Dritten 
belaſtet, ſo wird dieſes Recht als Recht an der Forderung miteingetragen. 

26° 
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Soweit die Forderung gegen den Erſteher unvertheilt bleibt, wird eine 
Sicherungshypothek für denjenigen eingetragen, welcher zur Zeit des Zuſchlags 
Eigenthümer des Grundſtücks war. 

Mit der Eintragung entſteht die Hypothek. Vereinigt ſich die Hypothek 
init dem Eigenthum in einer Perſon, ſo kann ſie nicht zum Nachtheil eines 
Rechtes, das beſtehen geblieben ift, oder einer nach Abſ. 1, 2 eingetragenen 
Sicherungshypothek geltend gemacht werden. 

Wird das Grundſtück von neuem verſteigert, ſo iſt der zur Deckung der 
Hypothek erforderliche Betrag baar zu berichtigen. 


K. 129. 

Die Sicherungshypothek für die im F. 10 Nr. 1 bis 3 bezeichneten An 
ſprüche, für die im $. 10 Nr. 4 bezeichneten Anſprüche auf wiederkehrende 
Leiſtungen und für die im F. 10 Abſ. 2 bezeichneten Koſten kann nicht zum Nad- 
theile der Rechte, welche beſtehen geblieben ſind, und der übrigen nach §. 128 
Abſ. 1, 2 eingetragenen Sicherungshypotheken geltend gemacht werden, es ſei 
denn, daß vor dem Ablaufe von ſechs Monaten nach der Eintragung derjenige, 
welchem die Hypothek zufteht, die Zwangsverſteigerung des Grundſtücks beantragt. 
Wird der Antrag auf Zwangsverſteigerung zurückgenommen oder das Verfahren 
nach $. 31 Abſ. 2 aufgehoben, fo gilt er als nicht geſtellt. 


$. 130. 


Iſt der Theilungsplan ausgeführt und der Zuſchlag rechtskräftig, ſo iſt 
das Grundbuchamt zu erſuchen, den Erſteher als Eigenthümer einzutragen, den 
Verſteigerungsvermerk ſowie die durch den Zuſchlag erloſchenen Rechte zu löſchen 
und die Eintragung der Sicherungshypotheken für die Forderung gegen den Er- 
ſteher zu bewirken. Bei der Eintragung der Hypotheken ſoll im Grundbuch er- 
ſichtlich gemacht werden, daß fie auf Grund eines Zwangsverſteigerungsverfahrens 
erfolgt iſt. 

Ergiebt ſich, daß ein bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots berück— 
ſichtigtes Recht nicht zur Entſtehung gelangt oder daß es erloſchen ift, fo ift das 
Erſuchen auch auf die Löſchung dieſes Rechtes zu richten. 

Hat der Erſteher, bevor er als Eigenthümer eingetragen worden iſt, die 
Eintragung eines Rechtes an dem verſteigerten Grundſtücke bewilligt, ſo darf die 
Eintragung nicht vor der Erledigung des im Abſ. 1 bezeichneten Erſuchens er- 
folgen. 


$. 131. 


In den Fällen des $. 130 Abſ. 1 ift zur Löſchung einer Hypothek, einer 
Grundſchuld oder einer Rentenſchuld, im Falle des $. 128 zur Eintragung des 
Vorranges einer Sicherungshypothek die Vorlegung des über das Recht ertheilten 
Briefes nicht erforderlich. 
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G 

Nach der Ausführung des Theilungsplans ift die Forderung gegen den 
Erſteher und im Falle des F. 81 Abſ. 4 auch gegen den für mithaftend erklärten 
Meiſtbietenden, der Anſpruch aus der Sicherungshypothek gegen den Erſteher und 
jeden ſpäteren Eigenthümer vollſtreckbar. Dieſe Vorſchrift findet keine Anwen⸗ 
dung, ſoweit der Erſteher einen weiteren Betrag nach den $$. 50, 51 zu zahlen hat. 

Die Zwangsvollſtreckung erfolgt auf Grund einer vollſtreckbaren Ausfertigung 
des Beſchluſſes, durch welchen der Zuſchlag ertheilt iſt. In der Vollſtreckungs⸗ 
klauſel ift der Berechtigte ſowie der Betrag der Forderung anzugeben; der Ru- 
ſtellung einer Urkunde über die Uebertragung der Forderung bedarf es nicht. 


8 

Die Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück iſt gegen den Erſteher ohne 
Zuſtellung des vollſtreckbaren Titels oder der nach F. 132 ertheilten Vollſtreckungs— 
klauſel zuläſſig; fie kann erfolgen, auch wenn der Erſteher noch nicht als Eigen⸗ 
thümer eingetragen iſt. Der Vorlegung des im F. 17 Abſ. 2 bezeichneten Zeug⸗ 
niſſes bedarf es nicht, ſolange das Grundbuchamt noch nicht um die Eintragung 
erſucht iſt. 

$. 134. 

Im Falle des F. 61 tritt für das Vertheilungsverfahren an die Stelle der 
Forderung gegen den Erſteher die Forderung gegen den für zablungspflichtig er- 
klärten Dritten. Wird von dem Dritten die ihm obliegende Zahlung im Ver— 
theilungstermine bewirkt, ſo iſt für ſeine Forderung gegen den Erſteher eine 
Sicherungshypothek an dem verſteigerten Grundſtück einzutragen. Auf die Hypo- 
thek finden die Vorſchriften des F. 128 Abſ. 3 Satz 1, des §. 130 Abf. 1 und 
des F. 132 entſprechende Anwendung. 


9. 135 
Iſt für einen zugetheilten Betrag die Perſon des Berechtigten unbekannt, 
ſo hat das Vollſtreckungsgericht zur Ermittelung des Berechtigten einen Vertreter 
zu beſtellen. Die Vorſchriften des F. 7 Abi. 2 finden entſprechende Anwendung. 
Die Auslagen und Gebühren des Vertreters ſind aus dem zugetheilten Betrage 
vorweg zu entnehmen. 
$. 136. 
Iſt der Nachweis des Berechtigten von der Beibringung des Briefes über 
eine Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld abhängig, ſo kann der Brief im 
Wege des Aufgebotsverfahrens auch dann für kraftlos erklärt werden, wenn das 
Recht bereits gelöſcht iſt. 
K 137. 
Wird der Berechtigte nachträglich ermittelt, ſo iſt der Theilungsplan weiter 
auszuführen. 


-Oo 


Liegt ein Widerfpruch gegen den Anſpruch vor, fo ift derjenige, welcher 
den Widerſpruch erhoben hat, von der Ermittelung des Berechtigten zu benach⸗ 
richtigen. Die im §. 764 der Civilprozeßordnung beſtimmte Friſt zur Erhebung 
der Klage beginnt mit der Zuſtellung der Benachrichtigung. 


F. 138. 

Wird der Berechtigte nicht vor dem Ablaufe von drei Monaten ſeit dem 
Vertheilungstermin ermittelt, ſo hat auf Antrag das Gericht den Betheiligten, 
welchem der Betrag anderweit zugetheilt ift, zu ermächtigen, das Aufgebotsver⸗ 
fahren zum Zwecke der Ausſchließung des unbekannten Berechtigten von der Be⸗ 
friedigung aus dem zugetheilten Betrage zu beantragen. 

Wird nach der Ertheilung der Ermächtigung der Berechtigte ermittelt, ſo 
hat das Gericht den Ermächtigten hiervon zu benachrichtigen. Mit der Benach⸗ 
richtigung erliſcht die Ermächtigung. 


alle. 

Das Gericht kann im Falle der nachträglichen Ermittelung des Berechtigten 
zur weiteren Ausführung des Theilungsplans einen Termin beſtimmen. Die 
Terminsbeſtimmung iſt dem Berechtigten und deſſen Vertreter, dem Betheiligten, 
welchem der Betrag anderweit zugetheilt iſt, und demjenigen zuzuſtellen, welcher 
zur Zeit des Zuſchlags Eigenthümer des Grundſtücks war. 

Liegt ein Widerſpruch gegen den Anſpruch vor, ſo erfolgt die Zuſtellung 
der Terminsbeſtimmung auch an denjenigen, welcher den Widerſpruch erhoben 
hat. Die im F. 764 der Civilprozeßordnung beſtimmte Friſt zur Erhebung der 
Klage beginnt mit dem Termine. 


§. 140. 

Für das Aufgebotsverfahren ift das Vollſtreckungsgericht zuſtändig. 

Der Antragſteller hat zur Begründung des Antrags die ihm bekannten 
Rechtsnachfolger desjenigen anzugeben, welcher als letzter Berechtigter ermittelt iſt. 

In dem Aufgebot iſt der unbekannte Berechtigte aufzufordern, ſein Recht 
ſpäteſtens im Aufgebotstermin anzumelden, widrigenfalls feine Ausſchließung von 
der Befriedigung aus dem zugetheilten Betrag erfolgen werde. 

Das Aufgebot iſt demjenigen, welcher als letzter Berechtigter ermittelt iſt, 
den angezeigten Rechtsnachfolgern ſowie dem Vertreter des unbekannten Berechtigten 
zuzuſtellen. 

Eine im Vollſtreckungsverfahren erfolgte Anmeldung gilt auch für das 
Aufgebotsverfahren. 

Der Antragſteller kann die Erſtattung der Koſten des Verfahrens aus dem 
zugetheilten Betrage verlangen. 

$. 141. 

Nach der Erlaſſung des Ausſchlußurtheils hat das Gericht einen Termin 

zur weiteren Ausführung des Theilungsplans zu beſtimmen. Die Termins⸗ 
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beſtimmung ift dem Antragſtekler und den Perſonen, welchen Rechte in dem 
Urtheile vorbehalten ſind, dem Vertreter des unbekannten Berechtigten ſowie dem⸗ 
jenigen zuzuſtellen, welcher zur Zeit des Zuſchlags Eigenthümer des Grundſtücks war. 


$. 142. 

In den Fällen des F. 117 Abf. 2 und der $$. 120, 121, 124, 126 
erlöſchen die Rechte auf den hinterlegten Betrag mit dem Ablaufe von dreißig 
Jahren, wenn nicht der Empfangsberechtigte ſich vorher bei der Hinterlegungs⸗ 
ftelle meldet; derjenige, welcher zur Zeit des Zuſchlags Eigenthümer des Grund- 
ſtücks war, iſt zur Erhebung berechtigt. Die dreißigjährige Friſt beginnt mit 
der Hinterlegung, in den Fällen der §§. 120, 121 mit dem Eintritte der Be- 
dingung, unter welcher die Hinterlegung erfolgt iſt. 


8 

Die Vertheilung des Verſteigerungserlöſes durch das Gericht findet nicht 
ſtatt, wenn dem Gerichte durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunden 
nachgewieſen wird, daß fich die Betheiligten über die Vertheilung des Erlöſes 
geemigt haben. 

§. 144. 

Weft der Erſteher oder im Falle des F. 61 der für zahlungspflichtig 
erkkärte Dritte dem Gerichte durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunden 
nach, daß er diejenigen Berechtigten, deren Anſprüche durch das Gebot gedeckt 
ſind, befriedigt hat oder daß er von ihnen als alleiniger Schuldner angenommen 
iſt, ſo ſind auf Anordnung des Gerichts die Urkunden nebſt der Erklärung des 
Erſtehers oder des Dritten zur Einſicht der Betheiligten auf der Gerichtsſchreiberei 
niederzulegen. Die Betheiligten ſind von der Niederlegung zu benachrichtigen 
und aufzufordern, Erinnerungen binnen zwei Wochen geltend zu machen. 

Werden Erinnerungen nicht innerhalb der zweiwöchigen Friſt erhoben, ſo 
beſchränkt ſich das Vertheilungsverfahren auf die Vertheilung des Erlöſes aus 
denjenigen Gegenſtänden, welche im Falle des F. 65 befonders verſteigert oder 
anderweit verwerthet worden ſind. 

$. 145. 

Die Vorſchriften des F. 105 Abſ. 2 Satz 2 und der $$. 127, 130 bis 134 

finden in den Fällen der §F§. 143, 144 entſprechende Anwendung. 


Dritter Titel. 
Zwangsverwaltung. 
§. 146. 
Auf die Anordnung der Zwangsverwaltung finden die Vorſchriften über 


die Anordnung der Zwangsverſteigerung entſprechende Anwendung, 2 ſich 
nicht aus den $$. 147 bis 151 ein Anderes ergiebt. 
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Von der Anordnung ſind nach dem Eingange der im $. 19 Abſ. 2 
bezeichneten Mittheilungen des Grundbuchamts die Betheiligten zu benachrichtigen. 
Wr 

Wegen des Anſpruchs aus einem eingetragenen Rechte findet die Zwangs⸗ 
verwaltung auch dann ſtatt, wenn die Vorausſetzungen des Ç. 17 Abſ. 1 nicht 
vorliegen, der Schuldner aber das Grundſtück im Eigenbeſitze hat. 

Der Beſitz iſt durch Urkunden glaubhaft zu machen, ſofern er nicht bei 
dem Gericht offenkundig iſt. 

§. 148. 

Die Beſchlagnahme des Grundſtücks umfaßt auch die im § 2 A0 La 
bezeichneten Gegenſtände. Die Vorſchrift des F. 23 Abſ. 1 Satz 2 findet keine 
Anwendung. 

Durch die Beſchlagnahme wird dem Schuldner die Verwaltung und 
Benutzung des Grundſtücks entzogen. 

$. 149. 

Wohnt der Schuldner zur Zeit der Beſchlagnahme auf dem Grundſtücke, 
ſo ſind ihm die für ſeinen Hausſtand unentbehrlichen Räume zu belaſſen. 

Gefährdet der Schuldner oder ein Mitglied ſeines Hausſtandes das Grund- 
ſtück oder die Verwaltung, fo hat auf Antrag das Gericht dem Schuldner die 
Räumung des Grundſtücks aufzugeben. 

$. 150. 

Der Verwalter wird von dem Gerichte beſtellt. 

Das Gericht hat dem Verwalter durch einen Gerichtsvollzieher oder durch 
einen ſonſtigen Beamten das Grundſtück zu übergeben oder ihm die Ermächtigung 
zu ertheilen, fich ſelbſt den Beſitz zu verſchaffen. 

$. 151. 

Die Beſchlagnahme wird auch dadurch wirkſam, daß der Verwalter nach 
§. 150 den Beſitz des Grundſtücks erlangt. 

Der Beſchluß, durch welchen der Beitritt eines Gläubigers zugelaſſen wird, 
ſoll dem Verwalter zugeſtellt werden; die Beſchlagnahme wird zu Gunſten des 
Gläubigers auch mit dieſer Zuſtellung wirkſam, wenn der Verwalter ſich bereits 
im Beſitze des Grundſtücks befindet. 

Das Zahlungsverbot an den Drittſchulbner ift auch auf Antrag des Ber: 
walters zu erlaſſen. 

§. 152. 

Der Verwalter hat das Recht und die Pflicht, alle Handlungen vor- 
zunehmen, die erforderlich ſind, um das Grundſtück in ſeinem wirthſchaftlichen 
Beſtande zu erhalten und ordnungsmäßig zu bemitzen; er hat die Anſprüche, 
auf welche ſich die Beſchlagnahme erſtreckt, geltend zu machen und die für die 
Verwaltung entbehrlichen Nutzungen in Geld umzuſetzen. 
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Iſt das Grundſtück vor der Beſchlagnahme einem Miether oder Pächter 
überlaſſen, fo it der Mieth - oder Pachtvertrag auch dem Verwalter gegenüber 
wirkſam. 

F. 153. 

Das Gericht hat den Verwalter nach Anhörung des Gläubigers und des 
Schuldners mit der erforderlichen Anweiſung für die Verwaltung zu verſehen, 
die dem Verwalter zu gewährende Vergütung feſtzuſetzen und die Geſchäftsführung 
zu beaufſichtigen; in geeigneten Fällen iſt ein Sachverſtändiger zuzuziehen. 

Das Gericht kann dem Verwalter die Leiſtung einer Sicherheit auferlegen, 


gegen ihn Ordnungsſtrafen bis zu zweihundert Mark verhängen und ihn entlaſſen. 


$. 154. 


Der Verwalter ift für die Erfüllung der ihm obliegenden Verpflichtungen 
allen Betheiligten gegenüber verantwortlich. Er hat dem Gläubiger und dem 
Schuldner jährlich und nach der Beendigung der Verwaltung Rechnung zu legen. 
Die Rechnung iſt dem Gericht einzureichen und von dieſem dem Gläubiger und 
dem Schuldner vorzulegen. 

$. 155. 

Aus den Nutzungen des Grundſtücks ſind die Ausgaben der Verwaltung 
ſowie die Koſten des Verfahrens mit Ausnahme derjenigen, welche durch die An⸗ 
ordnung des Verfahrens oder den Beitritt eines Gläubigers entſtehen, vorweg 
zu beſtreiten. 

Die Ueberſchüſſe werden auf die im F. 10 Nr. 1 bis 5 bezeichneten An⸗ 
ſprüche vertheilt, auf die Anſprüche der zweiten, dritten und vierten Klaſſe jedoch 
nur inſoweit, als laufende Beträge wiederkehrender Leiſtungen zu berichtigen ſind. 


$. 156. 


Die laufenden Beträge der öffentlichen Laſten ſind von dem Verwalter 
ohne weiteres Verfahren zu berichtigen. 

Iſt zu erwarten, daß auch auf andere Anſprüche Zahlungen geleiſtet werden 
können, ſo wird nach dem Eingange der im F. 19 Abſ 2 bezeichneten Mit: 
theilungen des Grundbuchamts der Vertheilungstermin beſtimmt. In dem Termine 
wird der Theilungsplan für die ganze Dauer des Verfahrens aufgeſtellt. Die 
Terminsbeſtimmung ift den Betheiligten ſowie dem Verwalter zuzuſtellen. Die 
Vorſchriften des §. 105 Abſ. 2 Satz 2, des F. 113 Abſ. 1 und der $$. 114, 
115, 124, 126 finden entſprechende Anwendung. 


$. 157. 

Nach der Feſtſtellung des Theilungsplans hat das Gericht die planmäßige 
Zahlung der Beträge an die Berechtigten anzuordnen; die Anordnung iſt zu er⸗ 
gänzen, wenn nachträglich der Beitritt eines Gläubigers zugelaſſen wird. Die 
Auszahlungen erfolgen zur Zeit ihrer Fälligkeit durch den Verwalter, ſoweit die 
Beſtände binreichen. 

Reichs ⸗Geſetzbl. 1897. 27 
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Im Falle der Hinterlegung eines zugetheilten Betrags für den unbekannten 
Berechtigten ift nach den Vorſchriften der $$. 135 bis 141 zu verfahren. Die 
Vorſchriften des §. 142 finden Anwendung. 


$. 158. 

Zur Leiſtung von Zahlungen auf das Kapital einer Hypothek oder Grund⸗ 
ſchuld oder auf die Ablöſungsſumme einer Rentenſchuld hat das Gericht einen 
Termin zu beſtimmen. Die Terminsbeſtimmung iſt von dem Verwalter zu 
beantragen. 

Soweit der Berechtigte Befriedigung erlangt hat, iſt das Grundbuchamt 
von dem Gericht um die Löſchung des Rechtes zu erſuchen. Eine Ausfertigung 
des Protokolls iſt beizufügen; die Vorlegung des über das Recht ertheilten Briefes 
iſt zur Löſchung nicht erforderlich. 

Im Uebrigen finden die Vorſchriften der SS. 117, 127 entſprechende 
Anwendung. 

$. 159. 

Jeder Betheiligte kann eine Aenderung des Theilungsplans im Wege der 
Klage erwirken, auch wenn er Widerſpruch gegen den Plan nicht erhoben hat. 

Eine planmäßig geleiſtete Zahlung kann auf Grund einer ſpäteren 
Aenderung des Planes nicht zurückgefordert werden. 


$. 160. 


Die Vorſchriften der $$. 143 bis 145 über die außergerichtliche Vertheilung 
finden entſprechende Anwendung. 


$. 161. 

Die Aufhebung des Verfahrens erfolgt durch Beſchluß des Gerichts. 

Das Verfahren iſt aufzuheben, wenn der Gläubiger befriedigt iſt. 

Das Gericht kann die Aufhebung anordnen, wenn die Fortſetzung des 
Verfahrens beſondere Aufwendungen erfordert und der Gläubiger den nöthigen 
Geldbetrag nicht vorſchießt. 

Im Uebrigen finden auf die Aufhebung des Verfahrens die Vorſchriften 
der $$. 28, 29, 32, 34 entſprechende Anwendung. 


Zweiter Abſchnitt. 
Zwangsbverſteigerung von Schiffen im Wege der Zwangsvollſtreckung. 


$. 162. 


Auf die Zwangsverſteigerung eines im Schiffsregiſter eingetragenen Schiffes 
finden die Vorſchriften des erſten Abſchnitts entſprechende Anwendung, ſoweit 
fih nicht aus den $$. 163 bis 170 ein Anderes ergiebt. 


— 131 — 


$. 163. 
Als Vollſtreckungsgericht iſt das Amtsgericht zuſtändig, in deſſen Bezirke 
ſich das Schiff befindet. 
Für das Verfahren tritt an die Stelle des Grundbuchs das Schiffsregiſter. 
Die Berufsgenoſſenſchaft für die Unfallverſicherung und die Verſicherungs⸗ 
anſtalt für die Invaliditäts⸗ und Altersverſicherung gelten als Betheiligte, auch 
wenn ſie eine Forderung nicht angemeldet haben. 


F. 164. 


Die Zwangsverſteigerung darf, ſoweit ſich nicht aus den Vorſchriften des 
Handelsgeſetzbuchs oder des Geſetzes, betreffend die privatrechtlichen Verhältniſſe 
der Binnenſchiffahrt, vom 15. Juni 1895 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 301) ein Anderes 
ergiebt, nur angeordnet werden, wenn der Schuldner das Schiff im Eigenbeſitze 
hat. Die hiernach zur Begründung des Antrags auf Zwangsverſteigerung er- 
forderlichen Thatſachen ſind durch Urkunden glaubhaft zu machen, ſoweit ſie nicht 
bei dem Gericht offenkundig find. Dem Antrag auf Zwangsverſteigerung ift 
ein Zeugniß der Regiſterbehörde über die Eintragung des Schiffes in das Schiffs- 
regiſter beizufügen. 


$. 165. 


Bei der Anordnung der Zwangsverſteigerung hat das Gericht zugleich die 
Bewachung und Verwahrung des Schiffes anzuordnen. Die Beſchlagnahme wird 
auch mit der Vollziehung dieſer Anordnung wirkſam. 


$. 166. 


Iſt gegen den Schiffer auf Grund eines vollſtreckbaren Titels, der auch 
gegenüber dem Rheder oder Schiffseigner wirkſam iſt, das Verfahren angeordnet, 
ſo wirkt die Beſchlagnahme zugleich gegen den Rheder oder Schiffseigner. 

Der Schiffer gilt in dieſem Falle als Betheiligter nur ſo lange, als er das 
Schiff führt; ein neuer Schiffer gilt als Betheiligter, wenn er ſich bei dem Ge⸗ 
richte meldet und ſeine Angabe auf Verlangen des Gerichts oder eines Betheiligten 
glaubhaft macht. 

$. 167. 
Die Bezeichnung des Schiffes in der Beſtimmung des Verſteigerungs⸗ 
termins foll nach dem Schiffsregiſter erfolgen. 

Die Terminsbeſtimmung muß die Aufforderung an die Schiffsgläubiger 
und die ſonſtigen Berechtigten enthalten, ihre Rechte, ſoweit ſie zur Zeit der 
Eintragung des Verſteigerungsvermerkes aus dem Schiffsregiſter nicht erſichtlich 
waren, ſpäteſtens im Vertheilungstermin anzumelden, widrigenfalls die Rechte 
bei der Vertheilung des Verſteigerungserlöſes nicht berückſichtigt werden würden. 

27° 
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$. 168. 8 

Befindet ſich der Heimathshafen oder Heimathsort des Schiffes in dem 

Bezirk eines anderen Gerichts, ſo ſoll die Terminsbeſtimmung auch durch das 

für Bekanntmachungen dieſes Gerichts beſtimmte Blatt bekannt gemacht werden. 
Die im F. 39 Abſ. 2 vorgeſehene Anordnung iſt unzuläſſig. 


$. 169. 

Die Vorſchriften über das geringſte Gebot finden feine Anwendung. Das 
Meiſtgebot iſt in ſeinem ganzen Betrage durch Zahlung zu berichtigen. 

Soweit die Berichtigung nicht im Vertheilungstermin erfolgt, iſt für die 
Forderung gegen den Erſteher ein Pfandrecht an dem Schiffe in das Schiffs⸗ 
regiſter einzutragen. Das Pfandrecht entſteht mit der Eintragung, auch wenn 
der Erſteher das Schiff inzwiſchen veräußert hat. Im Uebrigen finden die Vor- 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über das durch Rechtsgeſchäft beſtellte 
Pfandrecht an einem Schiffe Anwendung. 

i $. 170. 

An die Stelle der nach $. 94 Abf. 1 zuläffigen Verwaltung tritt die ge- 
richtliche Bewachung und Verwahrung des verſteigerten Schiffes. 

Das Gericht hat die getroffenen Maßregeln aufzuheben, wenn der zu ihrer 
Fortſetzung erforderliche Geldbetrag nicht vorgeſchoſſen wird. 


N 

Auf die Zwangsverſteigerung eines ausländiſchen Schiffes, das, wenn es 
ein deutſches Schiff wäre, in das Schiffsregiſter eingetragen werden müßte, finden 
die Vorſchriften der $$. 162 bis 167, 169, 170 inſoweit Anwendung, als ſie 
nicht die Eintragung in das Schiffsregiſter vorausſetzen. 

Die Terminsbeſtimmung ſoll, ſoweit es ohne erhebliche Verzögerung des 
Verfahrens thunlich iſt, auch den aus den Schiffspapieren erſichtlichen Schiffs⸗ 
gläubigern und ſonſtigen Betheiligten zugeſtellt und, wenn das Schiff im 
Schiffsregiſter eines fremden Staates eingetragen ift, der Regiſterbehörde mit- 
getheilt werden. 

Die Aufhebung der vom Gericht angeordneten Ueberwachung und Ber- 
wahrung des Schiffes ſowie die Uebergabe an den Erſteher darf erſt erfolgen, 
wenn die Berichtigung des Meiſtgebots oder die Einwilligung der Betheiligten 
nachgewieſen wird. 


Dritter Abſchnitt. 
Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung in befonderen Fällen. 


n 


Wird die Zwangsverſteigerung oder die Zwangsverwaltung von dem 
Konkursverwalter beantragt, jo finden die Vorſchriften des erſten und zweiten 
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Abſchnitts entſprechende Anwendung, ſoweit fih nicht aus den HF. 173, 174 ein 
Anderes ergiebt. 
F. 173. 
Der Beſchluß, durch welchen das Verfahren angeordnet wird, gilt nicht 
als Beſchlagnahme. Im Sinne der $$. 13, 55 iſt jedoch die Zuſtellung des 
Beſchluſſes an den Konkursverwalter als Beſchlagnahme anzuſehen. 


$. 174. 

Hat ein Gläubiger für ſeine Forderung gegen den Gemeinſchuldner ein 
von dem Konkursverwalter anerkanntes Recht auf Befriedigung aus dem Grund⸗ 
ſtücke, ſo kann er bis zum Schluſſe der Verhandlung im Verſteigerungstermine 
verlangen, daß bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots nur die ſeinem An⸗ 
ſpruche vorgehenden Rechte berückſichtigt werden, in dieſem Falle iſt das Grund⸗ 
ſtück auch mit der verlangten Abweichung auszubieten. 


$. 175. 

Hat ein Nachlaßgläubiger für ſeine Forderung ein Recht auf Befriedigung 
aus einem zum Nachlaſſe gehörenden Grundſtücke, ſo kann der Erbe nach der 
Annahme der Erbſchaft die Zwangsverſteigerung des Grundſtücks beantragen. 
Zu dem Antrag iſt auch jeder Andere berechtigt, welcher das Aufgebot der 
Nachlaßgläubiger beantragen kann. 

Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung, wenn der Erbe für die 
Nachlaßverbindlichkeiten unbeſchränkt haftet oder wenn der Nachlaßgläubiger im 
Aufgebotsverfahren ausgeſchloſſen ift oder nach den $$. 1974, 1987 des Bürger 
lichen Geſetzbuchs einem ausgeſchloſſenen Gläubiger gleichſteht. 

$. 176. 

Wird die Zwangsverſteigerung nach F. 175 beantragt, fo finden die Bor- 
ſchriften des erſten und zweiten Abſchnitts ſowie der §§. 173, 174 entſprechende 
Anwendung, ſoweit ſich nicht aus den §§. 177, 178 ein Anderes ergiebt. 


$. 177. 

Der Antragſteller hat die Thatſachen, welche ſein Recht zur Stellung des 
Antrags begründen, durch Urkunden glaubhaft zu machen, ſoweit ſie nicht bei 
dem Gericht offenkundig ſind. 

$. 178. 

Die Zwangsverſteigerung ſoll nicht angeordnet werden, wenn die Eröffnung 
des Nachlaßkonkurſes beantragt iſt. 

Durch die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes wird die Zwangsverſteigerung 
nicht beendigt für das weitere Verfahren gilt der Konkursverwalter als Antragſteller. 
$. 179. 

Iſt ein Nachlaßgläubiger, der verlangen konnte, daß das geringſte Gebot 
nach Maßgabe des F. 174 ohne Berückſichtigung ſeines Anſpruchs feſtgeſtellt 
werde, bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots berüdfichtigt, fo kann ihm die 
Befriedigung aus dem übrigen Nachlaſſe verweigert werden. 
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$. 180. 
Soll die Zwangsverſteigerung zum Zwecke der Aufhebung einer Gemeinſchaft 
erfolgen, ſo finden die Vorſchriften des erſten und zweiten Abſchnitts entſprechende 
Anwendung, ſoweit ſich nicht aus den $$. 181 bis 184 ein Anderes ergiebt. 


$. 181. 

Ein vollſtreckbarer Titel iſt nicht erforderlich. 

Die Zwangsverſteigerung eines Grundſtücks darf nur angeordnet werden, 
wenn der Antragſteller als Eigenthümer im Grundbuch eingetragen oder Erbe 
eines eingetragenen Eigenthümers iſt oder wenn er das Recht des Eigenthümers 
oder des Erben auf Aufhebung der Gemeinſchaft ausübt. Von dem Vormund 
eines Miteigenthümers kann der Antrag nur mit Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts geſtellt werden. 

Betrifft der Antrag ein Schiff, ſo iſt durch Urkunden glaubhaft zu machen, 
daß das Eigenthum dem Antragſteller und denjenigen, gegen welche ſich der 
Antrag richtet, gemeinſchaftlich zuſteht und daß einer von ihnen im Beſitze des 
Schiffes iſt. 

Die Vorſchrift des §. 17 Abſ. 3 findet auch auf die Erbfolge des Antrag⸗ 
ſtellers Anwendung. 

$. 182. 

Bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots ſind die den Antheil des Antrag- 
ſtellers belaſtenden oder mitbelaſtenden Rechte an dem Grundſtücke ſowie alle 
Rechte zu berückſichtigen, die einem dieſer Rechte vorgehen oder gleichſtehen. 

Iſt hiernach bei einem Antheil ein größerer Betrag zu berückſichtigen als 
bei einem anderen Antheile, ſo erhöht ſich das geringſte Gebot um den zur 
Ausgleichung unter den Miteigenthümern erforderlichen Betrag. 

Auf die Verſteigerung eines Schiffes finden die Vorſchriften über das 
geringſte Gebot entſprechende Anwendung. 

$. 183, 

Im Falle der Vermiethung oder Verpachtung des Grundſtücks finden die 

Vorſchriften des $. 57 Satz 2, 3 keine Anwendung. 
F. 184. 

Ein Miteigenthümer braucht für ſein Gebot keine Sicherheit zu leiſten, 
wenn ihm eine burch das Gebot ganz oder theilweiſe gedeckte Hypothek, Grund⸗ 
ſchuld oder Rentenſchuld zuſteht. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſtegel. 
Gegeben Berlin im Schloß, den 24. März 1897. 
(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. 
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(Nr. 2373.) Einführungsgeſetz zu dem Geſetz über bie Zwangsverſteigerung und die Zwangs⸗ 
verwaltung. Vom 24. März 1897. 


Wir Wilhelm „von Gottes Gnaden Deutſcher Kaifer, König 


von Preußen x. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 
F. 1. 


Das Geſetz über die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung tritt, 
ſoweit es die Schiffe betrifft, gleichzeitig mit dem Bürgerlichen Geſetzbuch, im 
Uebrigen für jeden Grundbuchbezirk mit dem Zeitpunkt in Kraft, in welchem das 
Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt. 

Die Artikel 2 bis 5, 32, 55 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuche finden entſprechende Anwendung. 


sn. 

Soweit in dem Einführungsgeſetze zum Bürgerlichen Geſetzbuche zu Gunſten 
der Landesgeſetze Vorbehalte gemacht ſind, gelten ſie auch für die Vorſchriften 
der Landesgeſetze über die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung. Den 
Landesgeſetzen ſtehen nach Maßgabe der Artikel 57, 58 des Einführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuche die Hausverfaſſungen gleich. 

Es treten jedoch die landesgeſetzlichen Vorſchriften außer Kraft, nach welchen 
den landſchaftlichen und ritterſchaftlichen Kreditanſtalten für den Anſpruch auf 
ältere als zweijährige Rückſtände wiederkehrender Leiſtungen ein Vorrecht vor den 
im §. 10 Nr. 1 bis 6 des Geſetzes über die Zwangsverſteigerung und die Zwangs⸗ 
verwaltung bezeichneten Anſprüchen beigelegt iſt. 


§ 3. 

Die im Artikel 113 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Gefegbuche 
bezeichneten Vorſchriften bleiben auch inſoweit unberührt, als ſie für den Anſpruch 
des Entſchädigungsberechtigten oder des Dritten, welcher die Entſchädigung ge- 
leiſtet hat, ein Recht auf Befriedigung aus dem Grundſtücke gewähren und den 
Rang dieſes Rechtes beſtimmen. Jedoch kann dem Anſpruch auf Rückſtände 
wiederkehrender Leiſtungen ein Vorrecht nur mit der im F. 2 Abſ. 2 bezeichneten 
Einſchränkung beigelegt werden. 

§. 4. 

Durch Landesgeſetz kann beſtimmt werden, daß gewiſſe öffentliche Laſten 
anderen im Range vorgehen. 

Ifn denjenigen Bundesſtaaten, in welchen die Beſteuerung des inländiſchen 
Bieres der Landesgeſetzgebung vorbehalten ift, bleiben auch die Vorſchriften un⸗ 
berührt, nach welchen bei der Zwangsvollſtreckung in ein der Brauerei dienendes 
Grundſtück oder in ein mit dieſem räumlich verbundenes Grundſtück die zum 
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Zwecke der Beſteuerung des Bieres zu entrichtenden Abgaben den öffentlichen 
Laſten des Grundſtücks gleichſtehen. 
Se 
Durch Landesgeſetz kann beſtimmt werden, daß dem Antrag auf Zwangs⸗ 
verſteigerung ein Auszug aus einem Steuerbuche beigefügt werden ſoll. 


Sub, 

Durch die Landesjuſtizverwaltung kann angeordnet werden, daß die Be- 
ſtimmung des Verſteigerungstermins noch andere als die im F. 38 des Geſetzes 
über die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung vorgeſchriebenen Angaben 
über das Grundſtück enthalten ſoll. 


gem 

Unberührt bleiben die beſtehenden landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen 
noch andere als die in den $$. 39, 40 des Geſetzes über die Zwangsverſteigerung 
und die Zwangsverwaltung bezeichneten Veröffentlichungen der Terminsbeſtimmung 
zu erfolgen haben. 

N 8. 

Durch Landesgeſetz kann für die Zwangsverſteigerung beſtimmt werden, 
daß die vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs eingetragenen Hypo: 
theken bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots und bei der Aufſtellung des 
Theilungsplans nur auf Grund einer Anmeldung zu berückſichtigen ſind. 

In einem ſolchen Falle muß die im F. 37 Nr. 4 des Geſetzes über die 
Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung vorgeſchriebene Aufforderung auf 
die Anmeldung der Anſprüche aus den bezeichneten Hypotheken ausgedehnt werden. 


$. 9. 

Soweit ein nach Landesgeſetz begründetes Recht an einem Grundſtücke, das 
nicht in einer Hypothek beſteht, zur Wirkſamkeit gegen Dritte der Eintragung 
nicht bedarf oder ſoweit eine Dienſtbarkeit oder eine Reallaſt als Leibgedinge, 
Leibzucht, Altentheil oder Auszug eingetragen iſt, bleibt das Recht nach Maßgabe 
des Landesgeſetzes von der Zwangsverſteigerung unberührt, auch wenn es bei der 
Feſtſtellung des geringſten Gebots nicht berückſichtigt ift. 

Das Erlöſchen eines ſolchen Rechtes iſt auf Verlangen eines Betheiligten 
als Verſteigerungsbedingung zu beſtimmen, wenn durch das Fortbeſtehen ein 
dem Rechte vorgehendes oder gleichſtehendes Recht des Betheiligten beeinträchtigt 
werden würde, die Zuſtimmung eines anderen Betheiligten iſt nicht erforderlich. 


F. 10. 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen bei der 
Zwangsverſteigerung 
1. für Gebote kommunaler Körperſchaften ſowie gewiſſer Kreditanſtalten 
und Sparkaſſen Sicherheitsleiſtung nicht verlangt werden kann; 
2. die Sicherheit auch durch Stellung eines Bürgen nach $. 239 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs geleiſtet werden darf. 
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§. 11. 
Durch Landesgeſetz kann für die Zwangsverſteigerung, unbeſchadet des 
F. 112 Abſ. 2 Satz 4 des Geſetzes über die Zwangsverſteigerung und die 
Zwangsverwaltung, beſtimmt werden, daß und nach welchen Grundſätzen der 
Werth des Grundſtücks feſtgeſtellt werden ſoll. 


9 12. 

Die Landesgeſetze können für die Fälle, in welchen bei der Zwangs⸗ 
verſteigerung oder der Zwangsverwaltung ein Aufgebotsverfahren erforderlich wird, 
die Art der Bekanntmachung des Aufgebots und die Aufgebotsfriſten abweichend 
von den Vorſchriften der $$. 825, 827 der Civilprozeßordnung beſtimmen. 


§. 13. 

Durch Landesgeſetz kann beſtimmt werden, daß die in dem Geſetz über die 
Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung dem Vollſtreckungsgerichte zu- 
gewieſenen Amtshandlungen, ſoweit nicht über die Anordnung, Aufhebung oder 
Verbindung des Verfahrens oder über die Zulaſſung des Beitritts eines Gläubigers 
zu entſcheiden ift, von einer anderen Behörde oder einem Beamten oder einem 
Notar ganz oder theilweiſe wahrzunehmen ſind. 

Wird die Aenderung einer Entſcheidung der Behörde, des Beamten oder 
des Notars verlangt, ſo iſt die Entſcheidung des Vollſtreckungsgerichts nach⸗ 
zuſuchen; auf das Verfahren finden die Vorſchriften der $$. 96 bis 104 des 
bezeichneten Geſetzes entſprechende Anwendung. Die Beſchwerde findet gegen die 
Entſcheidung des Vollſtreckungsgerichts ſtatt. 


F. 14. 


Die Landesjuſtizverwaltung kann für die Geſchäftsführung der Verwalter, 
welche bei der Zwangsverwaltung beſtellt werden, und für die den Verwaltern 
zu gewährende Vergütung allgemeine Anordnungen treffen. 


§. 15. 


Ein vor dem Inkrafttreten des Geſetzes über die Zwangsverſteigerung und die 
Zwangsverwaltung beantragtes Verfahren iſt nach den Landesgeſetzen zu erledigen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin im Schloß, den 24. März 1897. 
(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Reichs ⸗Geſetzbl. 1897. 28 
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